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Wolf Rainer Leenen

Bevölkerungspolitik in der Bundesrepublik 
- eine neue gesellschaftspolitische Aufgabe?

Bevölkerungspolitik — lange Zeit kein sehr 
ernst zu nehmendes Thema in der Bundesre-
publik — ist inzwischen fast schon ein Dauer-
brenner der öffentlichen Diskussion. Auf eine 
drastische Veränderung der demographischen 
Situation in jüngster Zeit ist das nicht zurück-
zuführen. Die Geburtenzahlen gehen ja bereits 
seit Mitte der sechziger Jahre zurück. Der 
Grund ist wohl eher in der auf statistische 
Schwellenwerte fixierten Sensibilität der öf-
fentlichen Meinung zu sehen: 1974 ist nämlich 
erstmalig in der Geschichte der Bundesrepu-
blik die Bevölkerungszahl im Bundesgebiet 
absolut zurückgegangen. Seitdem geistern ge-

spenstische Visionen von der „vergreisten Ge-
sellschaft" oder vom „Deutschland ohne Deut-
sche" durch die Presse. Die Oppositionspar-
teien bemühen sich eifrig, die Entwicklung der 
Koalitionsregierung anzulasten: Die sinken-
den Geburtenzahlen werden als Zeichen man-
gelnden Vertrauens in die Regierungspolitik 
gewertet oder pauschal als Folge einer „fami-
lienfeindlichen" Politik interpretiert. Und Re-
zepte en mässe sind flugs bei der Hand, wie 
der Staat durch den einen oder anderen Ein-
griff auf die Entwicklung korrigierend einwir-
ken könnte.

I. Rationalitätsfallen in der bevölkerungspolitischen Diskussion

Mit dem vorliegenden Beitrag soll vor allem 
die Komplexität der hier anstehenden Fragen 
etwas deutlicher ins Bewußtsein gerückt wer-
den. Entscheidungen für oder gegen Bevölke-
rungspolitik lassen sich nicht durch einen 
flüchtigen Blick auf die Daten fällen. Damit 
soll nun keineswegs der Eindruck vermittelt 
werden, daß die demographische Entwicklung 
keine Probleme aufwirft. Nur sind die Proble-
me, die durch bevölkerungspolitische Aktivi-
täten des Staates gelöst werden sollen, bis-
lang nicht gerade klar umrissen. Ist die der-
zeitige und auch für die Zukunft prognosti-
zierte Bevölkerungsschrumpfung an und für 
sich schon problematisch oder sind es lediglich 
deren Folgen? Welche Folgen sind als Problem 
anzusehen, welche sind aus der Sicht der Re-
gierungspolitik durchaus zu begrüßen? Welche 
Maßnahmen könnten überhaupt greifen? Muß 
es sich dabei zwangsläufig um Maßnahmen 
bevölkerungspolitischer Art handeln?
Diese und ähnliche Fragen verweisen auf ein 
vielschichtiges und in seinen Konturen noch 
recht unscharfes Entscheidungsproblem, das 
bis in letzte Verästelungen ganz maßgeblich 
von den jeweils eingebrachten Werturteilen 
geprägt ist. Je nach normativem Hintergrund 
bzw. politischem Standort gilt ein hoher oder 
niedriger Bevölkerungsstand als erstrebens-
wert, wird eine mehr oder weniger starke Be-
einflussung des generativen Verhaltens befür-

wortet oder abgelehnt, werden die Ursachen 
und Folgen der demographischen Entwick-
lung eher positiv oder eher negativ einge-
schätzt. Rationale Problemlösungen erfordern 
hier, in ein verwickeltes Geflecht von Nor-
men und Fakten, Zielen und Mitteln einzu-
dringen. Die Verführung ist groß, den gordi-
schen Knoten zu durchschlagen und die Dis-
kussion in den zwar ausgetretenen, aber rela-
tiv sicheren Bahnen der Parteienideologie zu 
führen.

Vernünftige Problemlösungen können aller-
dings nicht nur in ideologischen Fallstricken 
hängen bleiben. Auch die wissenschaftliche 
Diskussion steht in Gefahr, in klassische Ra-
tionalitätsfallen zu stolpern. Zwei der wich-
tigsten sind in einer Überschätzung der Lei-
stungsfähigkeit des traditionellen Zweck-Mit-
tel-Denkens sowie in einer Vernachlässigung 
der Anwendungsproblematik zu sehen.

1. Rationalität wird häufig so verstanden, 
daß zunächst eine Entscheidung über die Zie-
le der Bevölkerungspolitik zu fällen, dann 
entsprechende Mittel auszuwählen und 
schließlich Intensitätsgrad, Zeitpunkt und Ort, 
also die genaueren Umstände politischer Ak-
tivitäten, festzulegen seien. So groß die Vor-
züge analytischer Trennungen dieser Art im 
Rahmen wissenschaftlicher Untersuchungen 
auch sein mögen, so groß sind ihre Gefahren 



im politischen Entscheidungsprozeß. G. Myr-
dal hat auf diese Gefahren bereits in den 
dreißiger Jahren in seiner pointiert vorgetra-
genen Kritik am „Zweck-Mittel-Denken" in 
der Nationalökono 1mie ) hingewiesen, die 
sich vor allem gegen die fatale Trennung des 
politischen Handlungsfeldes in einen normati-
ven Bereich der Zwecke bzw. Ziele und einen 
scheinbar neutralen Bereich der Mittel wen-
dete. Myrdals Gegenthese lautet: Der Bereich 
der Mittel ist einer wertenden Abwägung 
nicht enthoben. Uber politische Programme 
darf nicht allein anhand ihrer Ziele entschie-
den werden; auch die zur Anwendung kom-
menden Mittel bzw. Strategien sowie deren 
Nebenfolgen sind in die Bewertung einzube-
ziehen. Uber die Notwendigkeit einer Bevöl-
kerungspolitik läßt sich demnach nur auf der 
Basis einer umfassenden Programmbewertung 
entscheiden. Zu den zu prüfenden Handlungs-
alternativen zählt natürlich auch die Unterlas-
sungsalternative.
2 . Die Rationalität eines Politikentwurfs 
hängt maßgeblich von der faktischen Verfüg-
barkeit und Tauglichkeit des Instrumenta-
riums ab. H. Albert hat die hiermit angespro-
chene Anwendungsproblematik in Form des 
sog. Realisierbarkeitspostulates aufgegriffen 
und auf die prägnante Formel „Sollen impli-
ziert Können" 2) gebracht. Anschaulicher ist 
hier die kontrapositive Formulierung „Nicht- 
Können impliziert Nicht-Soilen": Nach dieser 
Regel ist es sinnlos, anspruchsvolle Leitvor-

stellungen festzulegen, wenn bereits abseh-
bar ist, daß der bevölkerungspolitische Werk-
zeugkasten im Bedarfsfall leer ist. Das bevöl-
kerungspolitisch Wünschenswerte ist nicht 
unabhängig vom instrumentell Machbaren be-
stimmbar et vice versa! Entsprechend kritisch 
müssen die Erfolgschancen einer aktiven Be-
völkerungspolitik geprüft werden.

Eine Berücksichtigung dieser methodologi-
schen Argumente führt zu der Einsicht, daß 
bevölkerungspolitische Fragestellungen nicht 
nur das theoretische und faktische Wissen 
zahlreicher Wissenschaftsdisziplinen voraus-
setzen, also einen interdisziplinären Ansatz 
erfordern3), sondern zudem in ihrer Entschei-
dungsstruktur komplex sind. Die relevanten 
Ziele müssen eine Realisierbarkeitsprüiung, 
die in Frage kommenden Mittel einen Eig-
nungstest bestehen. Ziele und Mittel müssen 
eine Legitimitäts- und Kompatibilitätsprüfung 
durchlaufen, d. h., sie müssen mit Grundwer-
ten unserer Gesellschaftsordnung, sie sollten 
mit dominanten Zielen gesellschaftspoliti-
scher Nachbarbereiche verträglich sein. 
Grundsätzlich sollte also die Reflexion über 
bevölkerungspolitische Ziele und Mittel nicht 
isoliert, sondern in wechselseitiger Abstim-
mung erfolgen. So sehr in der Praxis ein zeit-
liches Nacheinander dieser Verfahrensschrit-
te unumgänglich sein mag: grundsätzlich sind 
Überlegungen über das Ob, Wie und Wann 
einer Bevölkerungspolitik als dynamischer 
Rückkoppelungsprozeß zu organisieren.

1) Vgl. G. Myrdal, Das Zweck-Mittel-Denken in 
der Nationalökonomie, in: Zeitschrift für National-
ökonomie, Bd. IV (1933), in engl. Fassung wieder 
abgedruckt in: G. Mydral, Value in Social Theory, 
London 1958, S. 206 ff.
2) Vgl. H. Albert, Traktat über kritische Vernunft, 
Tübingen 1969, S. 76 f.
3) Siehe dazu den Entwurf eines Forschungspro-
jektes von E. Umbach, Chancen und Probleme des 
Bevölkerungsrückgangs in der Bundesrepublik, in: 
Analysen und Prognosen 9/1977, S. 21 ff.
4) M. Wingen, Rahmensteuerung der Bevölke-
rungsbewegung als gesellschaftspolitische Aufga-
be, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur 
Wochenzeitung Das Parlament, B 52/77, S. 3 ff. (6).

II. Individuelle versus gesellschaftliche Rationalität
M. Wingen hat in einem bemerkenswerten Bei-
trag in dieser Zeitschrift (B 52/77) an grund-
legender Stelle den amerikanischen Bevölke-
rungswissenschaftler Ch. F. Westoff mit dem 
Satz zitiert: „Vielleicht entwickelt sich Bevöl-
kerungspolitik in dem expliziten Sinne des Be-
griffs nur dann, wenn es sich zeigt, daß das 
Verhalten der einzelnen und die Wohlfahrt 
der Gesellschaft beträchtlich auseinanderge-
hen" 4), und daran Überlegungen geknüpft, 

die wiederholt diesen klassischen Topos 
der Politischen Ökonomie aufgreifen: Die 
vielen einzelnen realisieren ihr persönliches 
Wohlergehen — das Wohl der Allgemeinheit 
bleibt auf der Strecke. Obwohl M. Wingen 
zunächst nur von der Möglichkeit einer sol-
chen Diskrepanz spricht, wird man seine wei-
teren Ausführungen kaum überinterpretieren, 
wenn man ihnen die grundsätzliche Einschät-
zung entnimmt, daß in der Bundesrepublik — 
die ja bekanntlich die Liste der Länder mit 
den niedrigsten Geburtenraten anführt — eine 
solche Diskrepanz auch tatsächlich entsteht 
und damit Ansatzpunkt und Legitimation 
staatlicher Eingriffe gegeben sind.

Unsere Argumentation lautet nun wie folgt: Es 
ist durchaus denkbar, daß das generative 
Verhalten der Individuen bzw. Paare nicht zu 
einer gesamtgesellschaftlich erwünschten Re-
produktionsrate führt. Der Grund kann in 
Störvariablen oder Verzerrungsfaktoren indi-
vidueller Rationalität gesehen werden; es kann 



sich auch um Übersetzungsprobleme von der 
Mikroebene der Familienwohlfahrt zur Makro-
ebene der gesellschaftlichen Wohlfahrt han-
deln. Wie dem auch sei: Aus der Möglichkeit 
solcher Diskrepanzen darf nicht auf ihre 
tatsächliche Existenz geschlossen werden. 
Das gilt vor allem angesichts der erheblichen 
Schwierigkeiten, eine solche gesamtgesell-
schaftlich erwünschte Reproduktionsrate fest-
zulegen. Der dazu erforderliche umfassende 
und möglichst demokratisch organisierte In- 
formations- und Bewertungsprozeß darf nicht 
vorschnell auf einige plausible Zielvorgaben 
verkürzt werden.
Es kann kaum Zweifel bestehen, daß die ein-
zelnen Paare ihr persönliches Wohlergehen 
im Auge haben, wenn sie heutzutage die Kin-
derzahl stärker beschränken, als das viel-
leicht in früheren Zeiten üblich war. Unter 
den Lebensbedingungen einer entwickelten 
Industriegesellschaft kommt Kindern ein an-
derer Stellenwert zu als beispielsweise un-
ter den ökonomischen und politischen Be-
dingungen einer Agrargesellschaft. So sind 
beispielsweise ökonomische Anreize, Kinder 
zu haben, dank eines ausgebauten sozialen 
Sicherungssystems längst entfallen. An die 
Stelle persönlicher Verpflichtungen innerhalb 
der Primärinstitution Familie ist mehr und 
mehr die kollektive Daseinsvorsorge über ein 
anonymes, aber prinzipiell verläßliches staat-
lich organisiertes Sicherungssystem getreten. 
Kinder sind damit weder unter dem Aspekt 
eines zusätzlichen Beitrags zum Familienein-
kommen noch als „lebende Alterssicherung" 
von unmittelbarer Bedeutung. Dagegen fällt 
die Kostenseite um so mehr ins Gewicht. Ver-
änderte Wertvorstellungen, gestiegene gesell-
schaftliche Anforderungen hinsichtlich Bil-
dungsniveau, Mobilität usw., wachsende An-
sprüche an das eigene Leben angesichts er-
weiterter Möglichkeiten der Lebensgestaltung 
und schließlich die Übertragung dieser An-
sprüche auf die Kinder führen zu veränderten 
Leitvorstellungen hinsichtlich der wünschens-
werten Kinderzahl. Entscheidungen für klei-
nere Familiengrößen entsprechen von daher 
individueller Handlungsrationalität.

Sofern das Wohl der Gesellschaft nun kein 
hinter oder über den individuellen Interessen 
der Bürger schwebendes Abstraktum ist, es 
also stets um die konkreten — in möglichst 
demokratischen Verfahren ermittelten — In-
teressen von Personen oder Personengruppen 
geht, stellt sich zu Recht die Frage5), wes-
halb von einer unterstellten Beeinträchtigung 
der gesellschaftlichen Wohlfahrt nicht auto-
matisch Korrekturen des individuellen Ver-

5) Vgl. ebenda, S. 13.

6) Siehe dazu M. Olson, Die Logik des kollektiven 
Handelns. Kollektivgüter und die Theorie der 
Gruppen, Tübingen 1968.

haltens zu erwarten sind, die gesellschaft-
liche und individuelle Rationalität wieder zur 
Deckung bringen könnten. Dafür lassen sich 
drei Argumente finden.

Man kann erstens behaupten, daß es nicht die 
eigentlichen, wahren oder natürlichen Präfe-
renzen sind, von denen sich die Individuen 
derzeit in ihrem generativen Verhalten leiten 
lassen. Einer Bevölkerungspolitik käme dann 
lediglich die Aufgabe zu, den entsprechenden 
Einstellungswandel durchzusetzen, sei es 
durch Information und Aufklärung über Sach-
zusammenhänge, sei es durch Propagierung 
andersartiger Wertvorstellungen. Jeder ideo-
logiekritische Zeitgenosse wird sich aller-
dings nur mit höchster Vorsicht auf diesen 
schwankenden Boden begeben wollen; zwi-
schen der Aufdeckung wahrer Interessen und 
ihrer Unterschiebung oder Suggerierung liegt 
nur ein kurzer Schritt.
Ein zweites Argument läßt sich in dem sog. 
Theorem von der Minderschätzung zukünfti-
ger Güter (E. von Böhm-Bawerk) finden. Nath 
diesem Theorem ist der zeitliche Horizont des 
individuellen Präferenzsystems derart eng ge-
zogen, daß daraus eine systematische Unter-
schätzung des Zukunftsbedarfs resultiert. Es 
würde demnach heute von den Eltern auf eine 
größere Kinderzahl verzichtet, obwohl sie ih-
nen morgen durchaus erwünscht sein könnte. 
In Analogie zur Regelung in der Sozialversi-
cherung ließe sich eine staatliche Vorsorge- 
und Eingriffspflicht konstruieren, wenn eine 
solche generelle Unterbewertung von Zu- 
kunftsbedarfen und Langfristproblemen nach-
zuweisen wäre.

Als drittes Argument für ein Auseinanderfal-
len von individueller und gesellschaftlicher 
Rationalität läßt sich die Möglichkeit anfüh-
ren, daß sich die Individuen konsequent im 
Sinne ihrer — auch richtig erkannten — 
Wohlfahrtsfunktion verhalten, damit im Er-
gebnis jedoch der Realisierung einer gesamt-
gesellschaftlichen Wohlfahrtsfunktion im 
Wege stehen. Interessant ist diese Möglich-
keit vor allem unter dem Aspekt, daß der ein-
zelne die gesamtgesellschaftliche Problematik 
seiner Entscheidung durchaus sehen und de-
ren Folgen für die Gemeinschaft möglicher-
weise ablehnen mag, sich aber dennoch nur 
aus purem Altruismus zu einer Verhaltensän-
derung bereitfinden könnte. Weshalb ethische 
Appelle hier kaum

6

 fruchten würden, läßt sich 
anhand der aus der finanzwissenschaftlichen 
Theorie bekannten Kollektivgutproblematik 
verdeutlichen ). Diese Kollektivgutproblema-



tik liegt generell dann vor, wenn gesellschaft-
liche oder gemeinschaftliche Ziele durch eine 
Vielzahl — für das Gesamtergebnis jeweils 
unmerklicher — individueller Beiträge reali-
siert werden sollen und von den Vorteilen 
der Zielerreichung niemand ausgeschlossen 
werden kann. Für den einzelnen entsteht 
dann die paradoxe Interessenkonstellation, 
daß — obwohl für ihn das Gemeinschaftsziel 
von hoher Bedeutung sein mag — es gleich-
wohl rational ist, möglichst wenig zu seiner 
Realisation beizusteuern. Dieses Paradoxon 
entsteht durch das Auftreten externer Effekte: 
Der gesellschaftliche Nutzen individueller 
Handlungen ist größer als ihr privater Nutzen. 
Auf das Reproduktionsverhalten übertragen: 
Das Aufziehen von Kindern hat nicht nur in-
dividuelle, sondern auch darüber hinausge-
hende soziale Vorteile. Ein Beitrag des einzel-
nen zur „Produktion" dieser sozialen Vorteile 
wäre aber nur sinnvoll, wenn sich gleichzei-
tig alle Bürger oder eine hinreichende Zahl 
Gleichgesinnter zu demselben Verhalten ent-
schließen könnten. Darauf hat der einzelne 
mit seiner Entscheidung jedoch keinen Ein-
fluß. Für ihn ist es deshalb nur rational, sich 
ausschließlich von seinen Partikularinteres-
sen leiten zu lassen und hinsichtlich der ge-
sellschaftlichen Ziele auf die Fruchtbarkeit der 
anderen zu vertrauen.

Fassen wir kurz zusammen: Es lassen sich 
plausible — allerdings empirisch kaum beleg-
bare — Argumente für die Möglichkeit fin-
den, daß individuelle und gesellschaftliche 
Rationalität im Hinblick auf das Reprodukti-
onsverhalten auseinanderklaffen. Diese „Ra-
tionalitätslücke" könnte wohl auch dauerhaf-
ter Natur sein, da sie keine automatischen 
Verhaltensänderungen auslöst. Daß eine soi-

che Diskrepanz allerdings auch faktisch vor-
liegt, wäre noch nachzuweisen. Hier liegt die 
eigentliche Problematik der Wingenschen 
These.

Der Begriff der gesellschaftlichen Wohlfahrt 
oder des Gemeinwohls ist ja leider nur eine 
Worthülse für die Vielzahl unterschiedlich-
ster Ziele, die in einem Gemeinwesen verfolgt 
werden. Alle wissenschaftlichen Erfahrungen 
sprechen dafür, daß sich diese heterogenen 
Ziele nicht einfach auf einen Nenner, eine ge-
sellschaftliche Wohlfahrtsfunktion bringen las-
sen. Was nun den Bevölkerungsrückgang anbe-
trifft, wissen wir zudem noch wenig über die 
Wohlfahrtsrelevanz alternativer demographi-
scher Entwicklungen. Deren Einschätzung 
wird überdies in hohem Maße kontrovers aus-
fallen. Die Formel vom „Wohl der Gesell-
schaft" setzt also in ihrer verführerischen 
Plausibilität voraus, was gerade noch zu lei-
sten ist: die umfassende Wirkungsanalyse der 
demographischen Entwicklung und eine Eini-
gung über deren Gesamtbewertung. Von da-
her ist es nicht unproblematisch, wenn sich in 
M. Wingens Beitrag die gesuchte — in einem 
demokratischen Rückkoppelungsprozeß zu be-
stimmende — demographische Zielbestim-
mung 7) mit dem Nullwachstumsziel unter der 
Hand plötzlich zur gesellschaftlichen Notwen-
digkeit verkehrt. Wäre es nicht denkbar, daß 
die Plausibilität des Nullwachstumszieles dar-
in liegt, daß es im Grunde auf die vertrauten 
Verhältnisse des gegenwärtigen Bevölke-
rungsstandes abhebt und uns auf den ersten 
Blick der Begründungspflicht für die Vorzugs-
würdigkeit einer anderen Bevölkerungsgröße 
enthebt? Wie läßt sich aber dann die Notwen-
digkeit einer aktiven Bevölkerungspolitik ein-
sichtig machen?

III. Zur Frage der Notwendigkeit

1. Autonome Bevölkerungspolitik

Allein um einer bestimmten Bevölkerungsgrö-
ße willen wird selten für eine aktive Bevölke-
rungspolitik plädiert. Das mag daran liegen, 
daß es äußerst schwer fällt, positiv diese 
wünschenswerte Bevölkerungsgröße anzuge-
ben. Negativaussagen über nicht hinreichen-
de Bevölkerungszahlen oder nicht mehr tole-
rierbare Schrumpfungsraten werden da schon 
eher gewagt. Damit sind vor allem diejenigen 
angesprochen, die mit deutlich nationalen Un-
tertönen in negativen Bevölkerungswachs-
tumsraten eine „Existenzbedrohung des deut-
schen Volkes" sehen und daran die Befürch-

einer aktiven Bevölkerungspolitik

tung knüpfen, es gebe in der demographi-
schen Entwicklung einen „point of no re- 
turn", nach dessen überschreiten es zunächst 
zur Überfremdung, dann unaufhaltsam zum 
Aussterben des deutschen Volkes kommen 
werde *).

7) Ähnlich M. Wingen, Rahmensteuerung der Be-
völkerungsbewegung als gesellschaftspolitische 
Aufgabe, a. a. O., S. 6
8) Siehe beispielsweise Th. Schmidt-Kaier, Kurs-
korrektur tut not. Ursache und Folgen der Bevöl-
kerungsentwicklung, in: Die politische Meinung 
11,12/1977, S. 29 ff.

Wie ernst solche Befürchtungen zu nehmen 
sind, ist zunächst eine Frage der Zuverlässig-



keit der Prognosedaten. Es ist inzwischen 
eine Alltagsweisheit, daß Prognosen stets nur 
so gut sein können wie die bei der Berech-
nung unterstellten Prämissen. Skeptische Stim-
men verweisen deshalb stets nachdrück-
lich auf den Modellcharakter von Bevölke-
rungsvorausschätzungen. Prognosen der na-
türlichen Bevölkerungsentwicklung müssen 
vor allem zwei Unsicherheitsfaktoren ab-
schätzen: Die zukünftige Sterblichkeit und die 
zu erwartende Geburtenhäufigkeit. Die Exi-
stenz eines florierenden Lebensversicherungs-
gewerbes zeigt, daß die Sterblichkeitsent-
wicklung relativ sicher abschätzbar ist. 
Hauptunsicherheitsfaktor von Bevölkerungs-
prognosen ist die Voraussage der Geburten-
häufigkeit.
Relativ sicher läßt sich beispielsweise für das 
Jahr 2025 die Zahl der dann 50jährigen pro-
gnostizieren, weil der Jahrgang, über den 
Aussagen getroffen werden, heute schon lebt. 
Dagegen müssen die im Jahr 2025 lebenden 
25jährigen erst noch geboren werden; ihre 
Zahl hängt also von zukünftigem generativem 
Verhalten ab, was sehr viel schwieriger vor-
auszusagen ist. Hieran knüpfen sich zwei Fol-
gerungen:

1. Je weiter Bevölkerungsprognosen in die 
Zukunft vorgreifen, desto weniger sicher sind 
Aussagen für die jüngeren und jüngsten Be-
völkerungsgruppen. Eine Aussage über die 
Zahl der Grundschüler im Jahr 2010 setzt An-
nahmen über das generative Verhalten von 
Eltern voraus, die in ihrer Mehrzahl heute 
noch gar nicht leben.

2. Aussagen über die Entwicklung der Ge-
samtbevölkerung sind somit um so unsiche-
rer, je größer der Anteil der Altersgruppen in 
dieser „Unsicherheitszone" ist, also auch: je 
weiter die Prognose in die Zukunft reicht.

Die Qualität langfristiger Bevölkerungsvor-
ausschätzungen hängt demnach in hohem 
Maße von der Treffsicherheit ab, mit der die 
Entwicklung des generativen Verhaltens pro-
gnostiziert wird. In amtlichen Vorausschät-
zungen wird üblicherweise so verfahren, daß 
alternative Annahmen modellmäßig hochge-
rechnet werden. Besondere Bedeutung kommt 
dabei der sog. Null-Variante zu, die das heute 
feststellbare Verhalten in die Zukunft extra-
poliert. In der 5. koordinierten Bevölkerungs-
vorausschätzung aus dem Jahr 19759) wurde 

9) Vgl. Höhn/Linke, Voraussichtliche Bevölke-
rungsentwicklung bis 1990, l.Teil: Deutsche Be-
völkerung ohne Berücksichtigung von Wanderun-
gen, in: Wirtschaft und Statistik 12/1975, S. 793 ff;
2. Teil: Deutsche Bevölkerung unter Berücksichti-
gung von Wanderungen, in: Wirtschaft und Stati-
stik 6/1976, S. 337 ff. Bei den folgenden Zahlenan

von einem weiteren Rückgang der Geburten-
häufigkeit bis 1977 und von einer Konstanz in 
der Folgezeit ausgegangen. Diese Annahmen 
haben sich bis heute ganz hervorragend be-
stätigt. Eine Trendumkehr des generativen 
Verhaltens müßte natürlich sofort zu einer 
Revision aller Vorausschätzungen führen.

Bislang gibt es allerdings keinen Anlaß, nicht 
von den vorliegenden Prognosedaten und den 
dabei unterstellten Annahmen auszugehen. Ir-
ritierend wirkt zunächst, daß bei der gegen-
wärtig feststellbaren Netto-Reproduktionsrate 
(NRR) von etwa 0,64 — eine NRR von 1,0 gibt 
an, daß die lebende Generation der Frauen im 
gebärfähigen Alter sich in ihrem Bestand ge-
rade reproduziert — die Bevölkerungszahl 
über sehr langfristige Zeiträume betrachtet 
tatsächlich gegen Null tendiert. Der 5. koordi-
nierten Bevölkerungsvorausschätzung ist zu 
entnehmen, daß die deutsche Wohnbevölke-
rung von etwa 57,9 Mio. Personen im Jahre 
1975

sinken wird. Mit der dabei ab 1978 als kon-
stant unterstelten  Geburtenhäufigkeit ist im-
pliziert, daß der demographische Prozeß kei-
nen „eingebauten Stabilisator" enthält, der 
die Talfahrt der Bevölkerungsziffer auffangen 
könnte. Etwas präziser ausgedrückt: Es liegt 
hier die Annahme zugrunde, daß im relevan-
ten Untersuchungsbereich die Bevölkerungs-
größe selbst keine Determinante des generati-
ven Verhaltens darstellt, also die NRR nicht 
beeinflußt. Vom heutigen Erkenntnisstand 
ausgehend, sind solche Hoffnungen auf eine 
automatische Tendenzwende tatsächlich auch 

gaben handelt es sich um eigene Berechnungen 
auf der Basis der Prognoseergebnisse des Statisti-
schen Bundesamtes. Die Prognosen gelten stets 
nur für die deutsche Wohnbevölkerung. Daraus 
ergeben sich natürlich gewisse Einschränkungen 
für die Untersuchungsergebnisse dieses Beitrags, 
die allerdings nur — und zwar in nicht sehr erheb-
lichem Umfang — das Ausmaß der hier aufgezeig-
ten Entwicklungen betreffen. Eine detaillierte Dis-
kussion dieser Probleme, insbesondere eine Berück-
sichtigung unterschiedlicher Annahmen hinsichtlich 
der Entwicklung der ausländischen Wohnbevölke-
rung, wäre Aufgabe einer selbständigen Untersu-
chung. Ich bin den Mitarbeitern des Statistischen 
Bundesamtes, insbesondere Frau Ch. Höhn und 
Herrn Dr. K. Schwarz, für äußerst großzügige Unter-
stützung zu Dank verpflichtet.



kaum begründet. Im Gegenteil: K. Schwarz 
hat recht eindrucksvoll die drastischen Ver-
haltensänderungen aufgezeigt, die notwendig 
wären, um die bestandserhaltende Zahl von 
220 Kindern je 100 Ehen zu erreichen. Nach 
seinen Modellüberlegungen müßten nahezu 
alle Ehen mit bisher einem Kind und über die 
Hälfte der Ehen mit bisher zwei Kindern zu 
einem weiteren Kind bereit sein, um diesen 
Durchschnittswert zu erreichen. Jede zehnte 
Familie müßte obendrein willens sein, vier 
Kinder großzuziehen 10 ).

10) Vgl. K. Schwarz, Gründe des Geburtenrück-
gangs 1966—1975 und für .Nullwachstum' erforder-
liche Kinderzahl der Ehen, in: Wirtschaft und Sta-
tistik 6/1977, S. 374 ff.

Daß die Netto-Reproduktionsrate keine Funk-
tion der Bevölkerungszahl ist, hat allerdings 
auch eine Implikation, die eher zu Optimis-
mus Anlaß gibt: Die Chancen, eine bestands-
erhaltende NRR von 1.0 zu erreichen, stehen 
in 50 Jahren im Prinzip nicht schlechter als 
heute. Verbaut ist nicht die Rückkehr zu ei-
ner stationären Bevölkerung, problematisch ist 
lediglich die Sicherung einer bestimmten, frü-
her allerdings höheren Bevölkerungszahl. Die 
These vom „point of no return" verliert damit 
eines ihrer beängstigenden Elemente. Das 
Problem der Bestandserhaltung reduziert sich 
auf die Frage nach der wünschenswerten oder 
vielleicht sogar idealen Bevölkerungszahl. 
Die Wissenschaft liefert leider nicht die Kri-
terien, nach denen ein optimaler Bevölke-
rungsstand auszumachen und als politische 
Zielgröße festzumachen wäre. Damit fehlt bis-
lang jeglicher Maßstab für eine autonome Be-
völkerungspolitik.

2. Abgeleitete Bevölkerungspolitik

Eine stichhaltige Begründung für eine Bevöl-
kerungspolitik mit instrumentellem Charakter 
hat zwei Voraussetzungen: Es sollten Folge-
probleme der demographischen Entwicklung 
erkennbar sein, die Anlaß zu staatlichem Ein-
greifen geben, und es sollte hinreichende 
Gründe geben, diesen Problemen mit bevölke-
rungspolitischen Aktivitäten und nicht mit 
Korrekturmaßnahmen anderer, z. B. finanz-
technischer, organisatorischer oder raumpla-
nerischer Art zu begegnen.
Die Existenz solcher demographischen Folge-
probleme ist nach heutigem Stand der Diskus-
sion unbestritten. Übersicht 1 stellt einen 
Versuch dar, die wichtigsten Primärwirkun-
gen der Bevölkerungsentwicklung in einem 
Tableau zusammenzufassen. Die dabei ent-
standene Auflistung von Belastungs- und Ent-
lastungsfeldern legt auf Anhieb die Deutung 
nahe, daß die demographische Entwicklung 

auf kurze und mittlere Sicht sogar überwie-
gend Chancen bietet und erst bei den langfri-
stigen Konsequenzen die Risiken überwiegen. 
Es wäre allerdings mit Sicherheit ein über-
höhter Anspruch, über diesen ersten Eindruck 
hinaus aus der Übersicht eine verläßliche und 
umfassende Einschätzung der Nutzen und Ko-
sten der Bevölkerungsentwicklung entnehmen 
zu wollen. Denkt man nur an die zahllosen 
Probleme, denen sich Nutzen-Kosten-Unter-
suchungen in sehr viel überschaubareren Pro-
blembereichen gegenüberstehen, so wird klar, 
daß eine Gesamteinschätzung auf einen Blick 
hier keinesfalls möglich ist. Es gibt zudem 
nicht nur Primärwirkungen, sondern auch Se-
kundär- und Tertiäreffekte und schließlich si-
cher auch Rückwirkungen auf den demogra-
phischen Prozeß. Da diese Effekte nahezu alle 
Politikbereiche betreffen, muß man bereits 
hochzufrieden sein, wenn nur die wichtigsten 
Primärwirkungen erfaßt sind. Darüber hinaus 
bereitet die Einschätzung und Bewertung die-
ser Effekte Kopfzerbrechen: Streng genommen 
müßte ja für jede unter ceteris-paribus-Bedin- 
gungen stehende demographische Vorausschät-
zung auch eine entsprechende Prognose des 
betroffenen Politikbereichs vorliegen. Dazu 
ein kurzes Beipiel:

Der nach 1990 in der Bundesrepublik einset-
zende Rückgang der Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter wird oft unter Wachstumsge-
sichtspunkten auf Anhieb negativ beurteilt. 
Ob das allerdings zutreffend ist, hängt ganz 
entscheidend von der dann zu erwartenden 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage bzw. der 
Zahl der dann vorhandenen Arbeitsplätze ab. 
Je nach Nachfrageentwicklung kann sich der 
Rückgang der Erwerbsbevölkerung gesamt-
wirtschaftlich auch als durchaus günstig er-
weisen. Geht man z. B. von der nicht unreali-
stischen Annahme aus, daß innerhalb der welt-
weiten Arbeitsteilung die Zukunftschancen 
der deutschen Wirtschaft vor allem in der 
Produktion von blue prints oder sogenannter 
high-sophisticated technology liegen, dann 
wird die demographische Entwicklung die 
hierdurch erforderlichen Umstrukturierungs-
prozesse sogar begünstigen. Bereits heute 
könnte man sich auf eine entsprechende För-
derung von Bildung und Weiterbildung ein-
stellen. Dies würde auch die produktivitäts-
senkenden Effekte einer sinkenden Erneue-
rungsgeschwindigkeit der Erwerbsbevölke-
rung kompensieren.

Folgeprobleme der demographischen Entwick-
lung auszumachen, die Anlaß zu staatlichem 
Eingreifen geben könnten, erfordert also nicht 
nur komplizierte Informations- und Bewer-
tungsprozesse, sondern häufig auch weitrei-





chende Zusatzannahmen über die zukünftige 
Entwicklung unseres Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystems. Prognosen fallen dort leich-
ter, wo demographische Veränderungen auf 
relativ konstante soziale Strukturen treffen. 
Das ist z. B. im System der sozialen Sicherung 
der Fall. Auf die hier anstehenden Fragen soll 
etwas ausführlicher eingegangen werden. Es 

handelt sich dabei vor allem um die in der 
Sozialversicherung ausgelösten Finanzproble-
me und die damit eng verknüpften Vertei-
lungsfragen. Unsere These lautet: Selbst wenn 
hier ernst zu nehmende Folgeprobleme abseh-
bar sind, ist damit über die Notwendigkeit ei-
ner Bevölkerungspolitik keineswegs vorent-
schieden.

IV. Der Geburtenrückgang als Finanz- und Verteilungsproblem

Eine der drängendsten Fragen in der bevölke-
rungspolitischen Diskussion ist wohl die nach 
der Sicherheit der Renten. Die Rentenversi-
cherung ist von demographischen Entwick-
lungen insoweit betroffen, als das in ihr z. Z. 
praktizierte Umlageverfahren auf einem 
Transfer von der jeweils erwerbstätigen an 
die nicht mehr erwerbsfähige Generation be-
ruht. Dieses Umlageverfahren setzt also an 
die Stelle der früher üblichen Kapitalbildung 
einen sog. Vertrag zwischen den Generatio-
nen, der die jeweilige Nachfolgegeneration 
auf die Versorgung der älteren Generation 
verpflichtet. Das Verfahren ist insofern ideal, 
als es die gewaltige Kapitalansammlung erüb-
rigt, die die erwerbstätige Generation aufbrin-
gen müßte, um daraus später ihre Rente zu 
beziehen; das Verfahren ist zudem unproble-
matisch, solange nicht erhebliche Schwan-
kungen in der quantitativen Besetzung der 
Beiträge zahlenden und Leistungen empfan-
genden Gruppen auftreten. Die in der 5. koor-
dinierten Bevölkerungsvorausschätzung vor-
hergesagte Entwicklung läßt allerdings Al-
tersstrukturveränderungen von erheblicher 
Größenordnung erwarten. Die daraus resultie-
renden Finanzierungsprobleme sollte man mit 
Verweis auf den Generationenvertrag nicht 
leichtfertig zur Sozialversicherungsidylle 
hochstilisieren: Das hierbei anklingende „pac-
ta sunt servanda" ist zwar ein Grundsatz poli-
tischer Moral, aber kein gelten 11des Recht ). 
Erst wenn die Generation der geburtenschwa-
chen Jahrgänge „ihre" Rentner tatsächlich zu 
versorgen hat, also die dann aufzubringende 
Rentensumme sich spürbar auf relativ wenig 
Köpfe verteilt, wird sich zeigen, ob und in 
welcher Weise der Generationenvertrag auch 
bei sich gegenläufig entwickelnden Interes-
senlagen der „Vertragspartner" eingehalten 
wird.
Mit einer Überschlagsrechnung läßt sich ein 
Eindruck- vom Ausmaß der Beitragslast ge-

winnen, die durch den wachsenden Anteil der 
Rentenaltrigen an der Wohnbevölkerung auf 
die erwerbstätige Generation dann zukommen 
wird. Dabei wird mit folgender Faustformel 
für das finanzielle Gleichgewicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung operiert12):2) 
Die Zahl der Beitragszahler (B) multipliziert 
mit ihrem durchschnittlichen Versicherungs-, 
pflichtigen Einkommen (E) und der Höhe des 
Beitragssatzes (b) entspricht dem Produkt aus 
der Höhe der durchschnittlichen Rentenlei-

11) Ähnlich Th. Pirker, Der Pakt der Generationen, 
in: Merkur 8/1977, S. 813 ff.

12) Zum Berechnungsverfahren siehe H. Löwe, Fi-
nanzielle Aspekte der deutschen gesetzlichen Ren-
tenversicherung bis ins 21. Jahrhundert, in: Die 
Rentenversicherung 1,2/1974, S. 1 ff. Unterstellt 
wird, daß sich sog. sonstige Einnahmen (Bundeszu-
schüsse, Erstattungen, Zinseinnahmen) und sog. 
sonstige Ausgaben (Zuschüsse an die Knapp- 
schaftliche Rentenversicherung, Beiträge an die 
Krankenversicherung der Rentner, Verwaltungs- 
und Verfahrenskosten) in etwa die Waage hal-
ten.

stung (L) und der Zahl der Rentenempfänger 
(R), also:

B *E*b=R*L,  oder auch: 
R L

bsBE
Der Beitragssatz (b) ist also auch gleich dem

R
Produkt aus Belastungsquote (-) und Renten- B
niveau (F). Abstrahiert man von den kurzfri-

stigen Schwankungen in der Höhe des Ren-
tenniveaus, so ist bei langfristiger Betrach-
tung und damit der Konstanz des Quotienten

der Beitragssatz eine Funktion der Bela-

stungsquote. Die demographische Größe „Al-
terslast" — darunter ist die Zahl von Perso-
nen im Rentenalter zu verstehen, die von 
100 Personen im erwerbsfähigen Alter stati-
stisch zu versorgen sind — kann als An-
näherungswert für die Höhe der Belastungs-
quote verwendet werden, die von der tatsäch-
lichen Zahl der Rentenfälle und der der Bei-
tragszahler in der Rentenversicherung ab-



hängt. Aus einer steigenden Alterslast folgt 
also nach den hier unterstellten Modellannah-
men ein steigender Beitragssatz. Unter Ver-
wendung der Ergebnisse der 5. koordinierten 
Bevölkerungsvorausschätzung nähme der Bei-
tragssatz dann den folgenden Verlauf:

Bis in die neunziger Jahre dieses Jahrhun-
derts sinkt die Alterslast aufgrund der noch 
wachsenden Erwerbsbevölkerung. Bei einer 
Beibehaltung des heute erforderlichen Bei-
tragssatzes von 18°/o müßten sich also bis 
zum Jahre 2000 Überschüsse in der gesetzli-
chen Rentenversicherung bilden. Nach die-
sem Zeitpunkt müßte der Beitragssatz zunächst 
nur leicht, nach dem Jahre 2020 allerdings 
drastisch angehoben werden. Die Geburten-
entwicklung der sechziger Jahre schlägt sich 
dann in einer kopflastigen Alterspyramide 
nieder: Der Rentneranteil an der Bevölkerung 
wird doppelt so hoch wie der der Kinder sein; 
über 28 0/0 der Bevölkerung werden im Ren-
tenalter stehen. Die Bewältigung dieses .gro-
ßen Rentnerberges' wird erhebliche finanziel-
le Anstrengungen der erwerbstätigen Genera-
tion verlangen. Die Erhöhung der Versiche-
rungsbeiträge müßte noch kräftiger oder be-
reits zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen, 
wenn Überschüsse aus dem Zeitraum bis zum 
Jahre 2000 für Leistungsverbesserungen in 
der Rentenversicherung verwendet würden. 
Eine generelle Senkung der flexiblen Alters-
grenze auf 60 Jahre würde z. B. das Beitrags-
satzniveau um etwa weitere 2 %-Punkte stei-
gen lassen.

Gegen eine Überwertung dieser eher bedroh-
lichen Perspektiven werden vor allem zwei 
Argumente vorgebracht. Der erste Einwand 
kritisiert die Einseitigkeit, mit der die Bei-
tragsentwicklung in der Rentenversicherung 
als das Finanzproblem der demographischen 
Entwicklung diskutiert wird. Ein abgewoge-
nes Urteil sei erst möglich, wenn man die 
Auswirkungen der Bevölkerungsentwicklung 

auf die Haushalte der Sozialversicherung, des 
Staates und der Privaten insgesamt in den 
Blick nehme. Eine derart umfassende Analyse 
zeige, daß die Gesamtbelastung der Erwerbs-
tätigen durch Noch-nicht- bzw. Nicht-mehr- 
Erwerbsfähige keineswegs ansteige. Ein Blick 
auf Tabelle 2 bestätigt zunächst diese These: 
Den Mehrbelastungen durch eine wachsende 
Zahl von älteren Mitbürgern stehen tatsäch-
lich .Einsparungen' aufgrund einer sinkenden 
Kindeslast gegenüber.

13) Zwischen 1965 und 1972 betrugen z. B. die So-
zialleistungen pro Kopf der über 60jährigen Bevöl-
kerung etwa das Fünffache der Leistungen für 
Kinder unter 15 Jahren.

Bei nur leicht ansteigender Gesamtversor-
gungslast verschiebt sich bis zum Jahre 2030 
die Belastung lediglich von den Jungen zu 
den Alten. Nun ist es jedoch keineswegs aus-
gemacht, daß diese Entlastungs- und Bela-
stungseffekte gegeneinander aufgerechnet 
werden können, also auch ökonomisch gleich-
wertig sind. Es spricht zunächst einiges für 
die Vermutung, daß für die Versorgung der 
Rentner höhere Mittel aufzubringen sind als 
für den Unterhalt der Kinder 13 ). Das gilt ins-
besondere dann, wenn durch den wissen-
schaftlich-technischen Fortschritt die .Grenz-
kosten einer steigenden Lebenserwartung' 
weiterhin stark ansteigen werden. Selbst bei 
gleich hohen Unterhaltskosten wäre zu be-
achten, daß die Versorgung der Rentner über-
wiegend aus anderen Finanzquellen bestritten 
wird als die der Kinder. Bei kollektiver Mit-
telaufbringung ist die Merklichkeit der Bela-
stung höher und der Beitrags- bzw. Abgaben-
widerstand stärker. Mit Sicherheit läßt sich 
jedenfalls sagen: Das Problem ansteigender 
Kosten im Bereich der Alterssicherung und 
Altershilfe ist nicht durch eine einfache Um-
lenkung von Haushaltsmitteln zu lösen. Ein 



Großteil dieser Haushaltsmittel ist kurz- und 
mittelfristig gebunden, steht also nur bedingt 
für alternative Einsatzmöglichkeiten zur Ver-
fügung. Das gilt beispielsweise für Infrastruk-
turinvestitionen, aber auch für Investitionen in 
human Capital. Aus Kindergärten sind nicht 
ohne weiteres Altersheime, aus Kindergärtne-
rinnen nicht ohne weiteres Altenpflegerinnen 
zu machen; „die möglichen und notwendigen 
,Umwidmungsvorgänge' erfordern mehr An-
strengungen, als dies 

14
ein bloß rechenhaftes 

Vorgehen denken läßt" ).
Der zweite Einwand gegen eine Dramatisie-
rung der langfristigen Finanzprobleme in der 
Rentenversicherung verweist darauf, daß die 
Versorgung der Rentnerbevölkerung nicht ein-
fach eine Frage der Kopfzahl, sondern eine 
der volkswirtschaftlichen Produktivkraft sei. 
Be

15

i steigender Arbeitsproduktivität seien 
auch wenige Erwerbstätige auf der Grundlage 
hoher Arbeitseinkommen in der Lage, eine 
vergleichsweise zahlreiche Rentnerpopulation 
zu unterhalten ).  Natürlich ist auch bei ei-
ner bescheidenen Produktivitätsentwicklung 
ein Rentenniveau in Höhe des Existenzmini-
mums gesichert. Mit unserem heutigen Sy-
stem der Altersversorgung wird aber mehr 
angestrebt. Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
hat erst in jüngster Zeit seine Forderung be-
kräftigt, daß es ihm um die Absicherung des in 
der Aktivenphase erworbenen Lebensstan-
dards gehe. Diese Lohnersatzfunktion der Ren-
te ist bei einer Verschlechterung der Bei- 
tragszahler/Rentenempfänger-Relation jedoch 
nur gesichert, wenn die an die Rentenversi-
cherung oder an den Staat abzuzweigenden 
Lohnbestandteile erhöht werden. Die zentrale 
Frage bleibt also, ob die zukünftige Erwerbs-
tätigengeneration bereit sein wird, für diese 
Ziele mit einem relativ hohen Anteil ihres 
Arbeitseinkommens einzustehen. Diese Frage 
stellt sich vor allem unter dem Aspekt einer 
gerechten intergenerativen Verteilung.
Stellt man aus Veranschaulichungsgründen 
die Mittelaufbringung im derzeit praktizierten 
Umlageverfahren der alternativ denkbaren ei-
nes Kapitaldeckungsverfahrens gegenüber, so 
wird deutlich, daß der Geburtenrückgang in 
der Rentenversicherung einem Kapitaldefizit 
entspricht. Um im Vergleich zu bleiben: Ein 
Teil des für spätere Rentenzahlungen notwen-
digen Kapitals wird bei einer zahlenmäßig 
schrumpfenden Nachfolgegeneration nicht 
aufgebracht. Bei Anwendung des Kapitaldek- 
kungsverfahrens müßte die Durchschnittsren- 14

14) H. Rohde, Bildungspolitische Perspektiven vor 
dem Hintergrund des Geburtenrückgangs, in: Die 
Neue Gesellschaft 8/1977, S. 635 ff. (636).
15) Siehe G. W. Brück, Allgemeine Sozialpolitik, 
Köln 1976, S. 175.

16) H. Sanmann, Sozialpolitik, in: W. Ehrlicher 
u. a. (Hrsg.), Kompendium der Volkswirtschaftsleh-
re, Bd. 2, 3. neubearbeitete Auflage, Göttingen 
1972, S. 188 ff. (203).

te zwangsläufig sinken. Die derzeitige Orga-
nisation des Sicherungssystems verwischt 
diesen Zusammenhang, der früher für den ein-
zelnen zwischen Leistung und Gegenleistung 
bestanden hat; es fehlen offensichtlich wirk-
same Rückkoppelungsmechanismen, die die 
.Unterakkumulation' signalisieren und die 
notwendigen Verhaltensänderungen oder Sy-
stemkorrekturen automatisch in Gang setzen. 

Das geltende Umlageverfahren läßt völlig of-
fen, wer für die unterlassene Investition 
nachträglich geradestehen muß. Der Vertei-
lungseffekt entspricht dem eines verlorenen 
Zuschusses an Kinderlose bzw. .Kinderarme', 
über dessen Finanzierung noch entschieden 
werden muß. Bleibt das Leistungsrecht unan-
getastet, so hat die Generation der geburten-
schwachen Jahrgänge als Steuer- oder Bei-
tragszahler die Last zu tragen, über das Sy-
stem der Alterssicherung entsteht dann eine 
intergenerative Lastverschiebung im Werte 
einst ersparter Aufwendungen. Wälzt dage-
gen die erwerbstätige Generation die Last 
über eine Beschneidung der Leistungen zu-
rück, so entsteht der Verteilungseffekt zwi-
schen den kinderarmen und kinderreichen Fa-
milien derselben, dann im Rentenalter stehen-
den Generation. Ein solcher Verteilungseffekt 
wird auch durch eine möglicherweise steigen-
de Erwerbsquote nicht grundsätzlich vermie-
den; die Last wird dann lediglich in die Zu-
kunft weitergewälzt. In detaillierten Unter-
suchungen bliebe zu prüfen, ob das System 
der Alterssicherung nicht derart eingerichtet 
werden könnte, daß es demographische Um-
brüche verteilungsneutral .verarbeiten' kann. 
Die dazu erforderliche Kostenzurechnung fällt 
ja vergleichsweise leicht, so daß statt des Ge-
meinlastprinzips, also einer Finanzierung der 
Kapitallücke durch alle Beitrags- bzw. Steuer-
zahler, das Verursacherprinzip zur Anwen-
dung kommen könnte.

Für diese modellhaften Überlegungen gilt al-
lerdings die Einschränkung, daß sie von be-
reits institutionalisierten Umverteilungsvor-
gängen innerhalb und außerhalb des Systems 
der Alterssicherung abstrahieren. So finanzie-
ren ja kinderlose Ehepaare oder Junggesellen 
auch lastenausgleichende Transfers an Fami-
lien mit Kindern nach dem in der Sozialpoli-
tik generell wohl anerkannten Grundsatz, 
„daß Menschen ohne Kinder ihre Zunkunft 
auf den Kindern anderer Menschen aufbauen 
und daher an deren wirtschaftlichen Lasten 
der Kinderaufzucht teilhaben sollten" 16 ). Bei 



einer detaillierten Erfassung der Verteilungs-
effekte der demographischen Entwicklung 
müßte das natürlich berücksichtigt werden.

Es sind — um auf den Ausgangspunkt der 
Überlegungen zurückzukommen — also 
durchaus Folgen der demographischen Ent-
wicklung absehbar, die Anlaß zu politischen 
Handeln geben könnten. Dies müßten aber 
nicht zwangsläufig Maßnahmen bevölkerungs-
politischer Art sein. Es hieße sich zum Skla-
ven institutionalisierter Verfahren machen, 
wollte man jedes Folgeproblem demographi-
scher Veränderungen durch eine Beeinflussung 
der Geburtenrate auffangen. Hätte man bei-
spielsweise — um es anschaulicher zu ma-
chen — in den sechziger Jahren Bevölkerungs-
politik betreiben sollen, um der nachwachsen-
den Generation die heutigen und zukünftigen 
Probleme im Bildungsbereich und am Arbeits-
markt zu ersparen? Ein Votum für bevölke-
rungspolitische Aktivitäten verlangt also of-
fenbar eine weitere Entscheidung darüber, ob

1. solchen Folgeproblemen tatsächlich von 
der .demographischen Wurzel' her begegnet 
werden soll, also bereits ihr Entstehen durch 
eine Beeinflussung der Bevölkerungsentwick-
lung verhindert oder gemildert werden sollte 
(Steuerungsstrategie), oder

2. ausschließlich anderweitige Maßnahmen 
und Vorkehrungen getroffen werden sollen, 

solche Negativeffekte aufzufangen (Anpas-
sungsstrategie), oder schließlich

3. Maßnahmen beider Art — in welchem Ver-
hältnis auch immer — kombiniert eingesetzt 
werden sollen.

Eine strenge Abgrenzung zwischen diesen 
Strategien fällt schwer: So haben beispiels-
weise Maßnahmen im Rahmen der sog. Anpas-
sungsstrategie häufig auch indirekte bevölke-
rungspolitische Wirkungen, durch die sie von 
der zuletzt genannten Kombinationsstrategie 
nur noch konzeptionell zu unterscheiden sind. 
Verschwimmende Grenzen zwischen den poli-
tischen Strategien eröffnen hier vielleicht die 
Möglichkeit, sich aus dem bislang sehr ver-
breiteten Denken in falschen Alternativen zu 
lösen und die weitere Diskussion mehr pro-
blemorientiert als alternativ-radikal zu führen. 
Zu eindeutig bevölkerungspolitischen Maß-
nahmen wird man um so eher raten, je wir-
kungsloser und teurer die den Folgeproble-
men geltenden Auffangmaßnahmen und je 
schwächer anderweitige Vorbehalte gegenüber 
einer aktiven Bevölkerungspolitik sind. Für 
Vorkehrungen nicht bevölkerungspolitischer 
Art wird man plädieren, wenn bevölkerungs-
politische Maßnahmen als teurer und wir-
kungslos einzuschätzen sind. Das sind aller-
dings Fragen, die die bevölkerungswissen-
schaftliche Forschung zu beantworten hat.

V. Erfolgsaussichten eines Einsatzes bevölkerungspolitischer Maßnahmen

Was bevölkerungspolitisch erreichbar ist, ist 
in erster Linie ein theoretisches Problem. 
Dem Sozialwissenschaftler ist die Erfahrung 
nur zu geläufig, daß der praktische Steue-
rungsbedarf das verfügbare theoretische Wis-
sen meist übersteigt. Leider bildet die Bevöl-
kerungswissenschaft hier keine Ausnahme: 
Die Ursachen des Geburtenrückgangs sind 
wissenschaftlich keineswegs eindeutig ge-
klärt 17 ).

17) Ich greife hier und im folgenden auszugsweise 
auf eine frühere Veröffentlichung zurück: W. R. 
Leenen, Bevölkerungsentwicklung und Bevölke-
rungspolitik in beiden Teilen Deutschlands, in: 
Deutschland-Archiv 6/1977, S. 609—625.
18) Vgl. K. Schwarz, Gründe des Geburtenrück-
gangs ..., a. a. O.

19) Vgl. H. Schubnell, Der Geburtenrückgang in 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Entwicklung 
der Erwerbstätigkeit von Frauen und Müttern, 
Schriftenreihe des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit, Bd. 6, Bonn-Bad Godes-
berg 1973, S. 15 ff.

Im Hinblick auf diese Ursachen sind zunächst 
demographische von nicht-demographischen 
Einflußfaktoren zu trennen. Nach jüngsten 
Modellrechnungen des Statistischen Bundes-
amtes 18 ) läßt sich der Geburtenrückgang im 
Zeitraum 1965 — 1975 nur zu etwa einem 

Drittel auf sog. demographische Bestim-
mungsfaktoren wie Geschlechts-, Familien-
stands- und Altersstruktur der Bevölkerung 
zurückführen. Zwei Drittel der fehlenden Ge-
burten entfallen nicht auf strukturelle Ver-
änderungen, sondern auf Verhaltensänderun-
gen. Untersuchungen H. Schubnells zeigen, 
daß solche Verhaltensänderungen bereits für 
den Beginn der sechziger Jahre nachweisbar 
sind19). Der fälschlich Pillenknick genannte 
Geburtenrückgang in der Mitte der sechziger 
Jahre ist kaum allein auf die Verbreitung der 
Pille zurückzuführen. Die Verbreitung oraler 
Kontrazeptiva ist lediglich eine relevante Ne-
benbedingung, nicht aber die Ursache des Ge-
burtenrückgangs. Sie berührt eher die Durch-
setzungsmöglichkeit eines erwünschten gene-



rativen Verhaltens als die Veränderung der 
hier maßgeblichen Leitbilder. Es bleibt die 
Frage, weshalb generell weniger Kinder ge-
wünscht und auch gezeugt werden. Für die 
Ursachenanalyse ist entscheidend, daß hier-
mit kein auf die letz 20ten 10 oder  Jahre be-
schränktes oder ein auf das Gebiet der Bun-
desrepublik begrenztes Problem angesprochen 
ist. Seit geraumer Zeit sind sinkende Gebur-
tenziffern in allen westlichen und östlichen In-
dustrienationen festzustellen.

Stark sinkende Werte der Fruchtbarkeitsindi-
katoren lassen selbst für das bislang als Mu-
sterland der Kinderfreundlichkeit geltende 
Frankreich eine in Zukunft schrumpfende 
Wohnbevölkerung erwarten 20). Der Geburten-
rückgang kennt auch keine Grenzen konkurrie-
render Gesellschaftssysteme, überraschende 
Ähnlichkeit weist z. B. die (ausländerbereinig-
te) Bevölkerungsentwicklung der Bundesrepu-
blik mit der der Deutschen Demokratischen 
Republik auf.

20) Siehe M. Levy, La Situation Demographique 
de la France en 1976, in: Problemes Economiques 
Nr. 1419 vom 20. April 1977, S. 3 ff.
21) Siehe dazu J. Schmidt, Einführung in die Be-
völkerungssoziologie, Reinbek 1976, S. 277 ff.

Seit Anfang der siebziger Jahre schrumpft in 
beiden Teilen Deutschlands die deutsche 
Wohnbevölkerung; in der DDR trat das Ge-
burtendefizit nur deshalb früher auf, weil die 
Sterbeziffern aus Gründen der Altersstruktur 
höher liegen. Vergleichbare Entwicklungen 
sind auch für andere Ostblockländer oder den 
europäischen Teil der Sowjetunion nachweis-
bar.
Ein Vergleich der Geburtenziffern der fünfzi-
ger Jahre dieses Jahrhunderts mit den ent-
sprechenden Werten des vorigen Jahrhun-
derts (siehe Abb. 2) läßt den säkularen Cha-
rakter dieses Trends erkennen, der in der Be-
völkerungslehre auch als „demographischer 

Übergang" bezeichnet wird21 ). Damit ist eine 
Schematisierung des langfristigen Bevölke-
rungsprozesses angesprochen, die in vier 
Phasen den Übergang von den hohen Gebur-
ten- und Sterbeziffern einer Agrargesellschaft 
zu den niedrigen Werten der der sog. Bevöl-
kerungsweise fortgeschrittener Industrielän-
der beschreibt.
R. Mackensen hat diese Veränderung der .de-
mographischen Landschaft' anschaulich mit



dem Begriff der Ausbreitung eines „Leittyps 
des generativen Verhaltens" beschrieben22 ). 
Eine bis dahin nur partiell verbreitete Einstel-
lung zur gewünschten Kinderzahl und zur 
praktizierten Familienplanung wird von wach-
senden Teilen der Bevölkerung übernommen. 
Die Verbreitung des generativen Verhaltens-
musters ist einem der Diffusion von Innova-
tionen ähnlichem Modernisierungsprozeß ver-
gleichbar, in dessen Verlauf konfessionelle, 
schichtenspezifische und regionale Verhal-
tensunterschiede eingeebnet werden. Als Leit-
typ wird das ursprünglich minderheitliche 
Verhalten von materiell bessergestellten, 
großstädtischen und nicht-katholischen Be-
völkerungsgruppen angesehen, das mit be-
wußter Geburtenkontrolle auf die Kleinfami-
lie mit geringer Kinderzahl abzielt. Mit der 
Verbreitung dieses Leittyps konzentriert sich 
die Vorstellung von der idealen Familiengrö-
ße auf den Zwei-Kinderhaushalt:

22) Vgl. R. Mackensen, Bestimmungsgründe für 
die Bevölkerungsentwicklung in unserer Zeit, in: 
Geburtenrückgang — Konsequenzen für den länd-
lichen Raum, hrsg. von der Agrarsozialen Gesell-
schaft, Schriftenreihe für ländliche Sozialfragen 
Heft 73, Hannover 1975, S. 13 ff. (21 ff.); zum fol-
genden siehe auch derselbe, Das generative Ver-
halten im Bevölkerungsrückgang, in: F. X. Kauf-
mann (Hrsg.), Bevölkerungsbewegung zwischen 
Quantität und Qualität, Stuttgart 1975, S. 82 ff. 
(90 ff.).

23) Vgl. Ch. Höhn, Kinderzahl ausgewählter Ehe-
jahrgänge, in: Wirtschaft und Statistik 8/1976, 
S. 484 ff.

Die tatsächliche Verbreitung dieses Leittyps 
generativen Verhaltens stellt sich für die 
Bundesrepublik nun dergestalt dar, daß in den 
seit 1960 geschlossenen Ehen zunehmend we-
niger Kinder geboren werden, wobei längere 
Wartezeiten bis zum ersten Kind und größere 
Abstände zwischen den Geburten gewählt 
werden23 ). Dabei wird insbesondere auf 
Kinder höherer Ordnungszahl verzichtet. 
Nach der bereits zitierten Analyse von 



K. Schwarz 24) nahm die Zahl der ersten Kin-
der im Zeitraum 1966—1975 um etwa ein Drit-
tel, die der vierten und weiteren Kinder um 
fast zwei

25
 Drittel ab. Nach regionalen Analysen 

des gleichen Autors ) ist zudem eine An-
gleichung der Fruchtbarkeit in ländlichen Ge-
bieten an das niedrigere Fruchtbarkeitsniveau 
der verdichteten Gebiete zu beobachten. Der 
Geburtenrückgang war und ist in den Regio-
nen am stärksten, die vormals höhere und 
höchste Geburtenraten aufzuweisen hatten. 
Von einer Angleichung der Geburtenhäufig-
keit kann allerdings nur im Hinblick auf die 
absoluten Zahlen gesprochen werden. Relativ 
ist die Geburtenhäufigkeit in den Städten 
noch stärker als in den ländlichen Gebieten 
zurückgegangen 26).

24) Vgl. K. Schwarz, Gründe des Geburtenrück-
gangs ..., a. a. O.
25) Siehe K. Schwarz, Geburtenhäufigkeit in den 
Kreisen des Bundesgebiets 1961, 1970 und 1974, in: 
Wirtschaft und Statistik 6/1977, S. 387 ff.
26) Ebenda.

27) BT-Drucksache 8/680, S. 3.
28) Eine extensive Auflistung denkbarer Handlungs-
alternativen — allerdings mit anderen Schwerpunk-
ten — findet sich bei M. Wingen, Bevölkerungs-
politische Leitvorstellungen in der gegenwärtigen 
wissenschaftlichen und politischen Diskussion, in: 
Haas/Kulp (Hrsg.), Soziale Probleme der modernen 
Industriegesellschaft, Sehr. d. U. f. Soc. pol., N. F. 
Bd. 92, Berlin 1977.

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß 
sich die Wissenschaft bislang mit einer blo-
ßen Plausibilitätsüberlegungen genügenden 
Beschreibung dieser Entwicklung weitaus 
leichter tut als mit einer bündigen Erklärung 
des veränderten generativen Verhaltens. Eine 
Vielzahl konkurrierender Erklärungsansätze 
steht zur Auswahl. Die Theoriengeschichte der 
Bevölkerungslehre liefert hier praktisch ,für 
jeden etwas'. Es gibt kaum ein Vorurteil, das 
sich bei einer Durchsicht der wichtigsten Be-
völkerungstheorien nicht bestätigt sehen 
könnte. Keiner der als Hauptdeterminanten 
der Bevölkerungsentwicklung herausgestell-
ten Faktoren — sei es nun der wachsende 
Wohlstand, das Aufstiegsstreben der Indivi-
duen, die zunehmende soziale Mobilität oder 
der Verstädterungsprozeß — kann letztendlich 
als falsifiziert gelten. Der Geburtenrückgang 
ist offensichtlich ein komplexes Phänomen, 
das sich monokausalen Erklärungsversuchen 
verschließt. Man muß also wohl davon ausge-
hen, daß hier eine Vielzahl von Einflußfakto-
ren — subjektiver wie objektiver Art — 
wirksam ist.
Zweifellos hat die allgemeine Tendenz der 
Rationalisierung und Säkularisierung des So-
zialverhaltens auch für den generativen Be-
reich Bedeutung gewonnen. Die Selbstver-
ständlichkeit, mit der man früher Kinder hat-
te, ist der Auffassung gewichen, daß über das 
Ob, Wann und Wie des Kinderhabens Ent-
scheidungen zu fällen seien, über die ge-
wünschte Kinderzahl wird also im Vergleich 
mit anderen Lebensalternativen entschieden 
und von daher sehr viel bewußter und pla-
nend auf Zeitpunkt und Zahl der Geburten 

Einfluß genommen. Mit wachsender .techni-
scher Perfektion' der Empfängnisverhütung 
und dem sich ausbreitenden Bewußtsein von 
der Planbarkeit der Familiengröße wächst die 
Bedeutung von Nutzen-Kosten-Überlegungen. 
Die Kostenseite wiegt natürlich um so schwe-
rer, je höher die Ansprüche sind, die an das 
eigene Leben oder an das Leben der Kinder 
gestellt werden. Damit ist nicht nur ein hoher 
Lebensstandard angesprochen, sondern auch 
der Wunsch noch höherer Lebensqualität, 
was höhere Anforderungen hinsichtlich 
Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung 
einschließt. Es setzt sich — wie es in der Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage der CDU/CSU heißt 27 ) — in unserer 
Gesellschaft die Vorstellung durch, „daß nur 
eine recht kleine Kinderzahl mit den derzeiti-
gen Leitbildern von persönlicher Freiheit, 
Selbstverwirklichung und Lebensstandard 
vereinbar ist". In diesem Sinne ist der Ge-
burtenrückgang nur ein Teilprozeß innerhalb 
einer sich über sehr weite Zeiträume vollzie-
henden Umwälzung der Lebensverhältnisse, 
für die u. a. erhebliche Veränderungen in den 
Lebenslagen der Bevölkerung sowie ein deut-
licher Wandel in den Einstellungen und Le-
bensstilen charakteristisch ist.

In diesen Zusammenhang sind auch die Ziel-
konflikte einzuordnen, die aus den veränder-
ten Rollenerwartungen der Frau entstehen. 
Hier hat sich ein gewaltiger Bewußtseinswan-
del vollzogen. Die Einstellungen zur Berufstä-
tigkeit der Frau, ihrer Ausbildung und zur 
Aufgabenverteilung in der Ehe haben sich 
grundlegend verändert. Das hat auch Konse-
quenzen für das generative Verhalten. Eine 
größere Kinderzahl ist mit den neuen Leitbil-
dern sehr viel schwerer vereinbar. Der gesell-
schaftliche Strukturwandel, der die drohen-
den Rollenkonflikte für die Frau hätte behe-
ben oder mildem können, hat mit dem Ein-
stellungswandel nicht Schritt halten können.

Soweit die Ursachen des veränderten genera-
tiven Verhaltens in einem derart breiten Spek-
trum sozialer Wandlungsprozesse zu sehen 
sind, fällt es naturgemäß schwer, unmittelbar 
erfolgversprechende Therapien vorzulegen. 
Übersicht 2 zeigt eine breite Palette denkba-
rer Instrumente, die sich in bevölkerungspoli-
tischer Absicht e 28insetzen ließen ).  Uber deren



Wirkungsgrad, Kosten, Nebeneffekte und 
Verträglichkeit mit anderweitigen gesell-
schaftspolitischen Zielen und Instrumenten ist 
allerdings noch vergleichsweise wenig be-
kannt. Man begnügt sich hier bislang mit 
Grobeinschätzungen und isolierten Über-
schlagsrechnungen. Keines dieser Instrumente 
wäre nach heutigem Erkenntnisstand allein in 
der Lage, eine Tendenzwende in der Gebur-
tenentwicklung herbeizuführen. Allenfalls der 
kombinierte Einsatz mehrerer Maßnahmen 
könnte möglicherweise Erfolgsaussichten bie-
ten.
Erfahrungen, die in der DDR mit dem Einsatz 
eines derart breit gefächerten Maßnahmenka-
talogs gemacht wurden, sind nicht allzu er-
mutigend. Zwar wurde bereits auf dem VIII. 
Parteitag der SED (1971) ein Programm mit 
eindeutig pronatalistischem Charakter verab-
schiedet29 ), das u. a. Eheschließungskredite, 

29) Gemeinsamer Beschluß des ZK der SED, des 
Bundesvorstandes des FDGB und des Ministerrates 
der DDR über sozialpolitische Maßnahmen in 
Durchführung der auf dem VIII. Parteitag be-

schlossenen Hauptaufgabe des Fünfjahresplanes, 
in: Neues Deutschland vom 28. 4. 1972, S. 3 f.
30) Vgl. Gemeinsamer Beschluß des Zentralkomi-
tees der SED, des Bundesvorstandes des FDGB 
und des Ministerrats der DDR über die weitere 
planmäßige Verbesserung der Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Werktätigen im Zeitraum 1976— 
1980, vom 27. Mai 1976, in: Neues Deutschland 
vom 29./30. 5. 1976, S. 1.

vergleichsweise hohe Geburtenbeihilfen und 
weitere Vergünstigungen für Mütter (verbes-
serter Mutterschutz, Freistellungsmöglichkei-
ten von der Arbeit bei Krankheit des Kindes 
usw.) beinhaltete. Das Programm wurde aller-
dings schon 1976 aufgestoc 30kt ),  weil nach 
wie vor negative Bevölkerungswachstumszah-
len die DDR-Offentlichkeit schreckten. Der 
Schwangeren- und Wochenurlaub wurde 
nochmals auf insgesamt 26 Wochen erhöht; 
Mütter von mindestens zwei Kindern können 
während des ersten Lebensjahres ihres jüng-
sten Kindes eine bezahlte Freistellung von 
der Erwerbstätigkeit in Anspruch nehmen. 
1976 lag nun die Geburtenziffer in der DDR 
mit 190 000 Lebendgeborenen erstmals wie-



der deutlich (um etwa 5 °/o) über der des 
Vorjahres31 ). Auch für das Jahr 1977 scheint 
sich nochmals ein Anstieg der Geburtenzah-
len anzubahnen. Dem obligatorischen Jubel in 
der DDR-Presse ist dennoch mit Skepsis zu 
begegnen. Das generative Verhalten ändert 
sich nicht schlagartig von heute auf morgen. 
Zunächst ist die naheliegendste Erklärung zu 
prüfen: Auch in der DDR kommen wieder 
stärkere Jahrgänge ins gebärfähige Alter. 
Allein die Zahl der 20—30jährigen Frauen 
nahm von 1974 bis 1976 um rd. 10% zu. Vor 
dem Hindergrund dieses strukturellen Wan-
dels ist die Geburtensteigerung bislang 
durchaus im Rahmen geblieben.

31) Vgl. Berliner Zeitung vom 10. Februar 1977, 
S. 1.
32) Siehe dazu auch M. Wingen, der in diesem 
Zusammenhang auf Arbeiten von E. W. Buchholtz, 
H. W. Jürgens und P. Marschalk verweist. M. 
Wingen, Bevölkerungspolitische Leitvorstellungen 
. . ., a. a. O.
33) Es gibt bisher keinen empirisch nachweisba-
ren Zusammenhang zwischen der Höhe des Kin-
dergeldes und der Geburtenfreudigkeit. Erfahrun-
gen in Ungarn sprechen dafür, daß Familienzu-
schüsse allein kaum wirksam sind, daß allerdings 
ein integriertes System von Familienhilfen wie 
Karenzurlaub, Familienzuschüsse, weitere Vergün-
stigungen für erwerbstätige Mütter etc. Verhaltens-
änderungen bewirken kann. Siehe dazu Osteuro-
pa-Archiv 5/1974, S. A 209 ff. und 2/1977, S. A 
108 ff. — Siehe auch H. Scott, Women's Place in 
Socialist Society: The Case of Eastern Europe, in: 
Social Policy 3,4/1977, sowie R. J. Mc Intyre, Pro-
natalist Programms in Eastern Europe, in: Soviet 
Studies Vol. XXVII, Nr. 3 (July 1975), S. 366 ff. 
(368 ff.).
34) So im Grundsatz auch M. Wingen, Rahmen-
steuerung der Bevölkerungsbewegung als gesell-
schaftspolitische Aufgabe, a. a. O., — allerdings mit 
anderen Schlußfolgerungen.

Was die Erfolgsaussichten einer politischen 
Einflußnahme angeht, ist allzu großer Opti-
mismus also wohl fehl am Platze. Solange die 
Bevölkerungswissenschaft keine empirisch er-
härteten Aussagen über die Ursachen des Ge-
burtenrückgangs treffen kann, muß stets mit 

Mißerfolgen beim Einsatz bevölkerungspoliti-
scher Instrumente gerechnet werden. Solange 
den einschlägigen Theorien die prognostische 
Kraft fehlt, ist natürlich auch ihre praktische 
Verwertbarkeit gering; in den theoretischen 
Schwächen sind die politischen Risiken be-
reits angelegt. Exakte Steuerungsmöglichkei-
ten sind nicht gegeben, da die wichtigsten 
Einflußfaktoren, insbesondere die letztendlich 
bestimmenden Werthaltungen, bislang nicht 
isoliert werden konnten und bevölkerungspo-
litische Instrumente in ihrer Wirkung nur sehr 
grob abschätzbar sind32 ). Der Geburtenrück-
gang stellt sich zudem als ein komplexes Phä-
nomen dar, das nicht über eine Variable poli-
tisch zu steuern ist. Eine isolierte Erhöhung 
des Kindergeldes oder die Einführung von 
Ehestandsdarlehen würde wohl kaum durch-
schlagenden Erfolg haben — falls man nicht 
die übrigen Einflußfaktoren mit drastischen 
finanziellen Anreizen überspielen will 33 ).

VI. Folgerungen und offene Fragen

Aus dieser Prüfung ihrer Erfolgsaussichten 
läßt sich folgern, daß eine Bevölkerungspoli-
tik in der Bundes

34
republik zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt )

— hinsichtlich ihrer instrumentellen Möglich-
keiten nicht als direkte Steuerung, sondern 
bestenfalls als Rahmensteuerung denkbar 
wäre,
— hinsichtlich ihrer Wirkungschancen nicht 
als Feinsteuerung des demographischen Pro-

zesses, sondern überhaupt nur als Grobsteue-
rung möglich wäre, und
— hinsichtlich ihrer Erfolgschancen wohl 
kaum über ein Instrument, insbesondere nicht 
allein über monetäre Anreize zum Erfolg 
kommen würde,
also generell mit sehr ungewissen Eriolgsaus-
sichten antreten müßte und kaum eine schnel-
le und gründliche Trendumkehr bewirken 
könnte.
Auf diese skeptische Position des Wissen-
schaftlers kann sich der politisch Verantwort-
liche natürlich nicht völlig zurückziehen; ein 
gewisses Maß an theoretischer Unsicherheit 
ist schließlich nie ganz auszuräumen. Grund-
sätzlich ist schon davon auszugehen, daß bei 
entsprechendem politischen Willen auch die 
Bevölkerungsentwicklung in Grenzen beein-
flußbar wäre — allerdings nur in sehr engen 
Grenzen, da die hier maßgeblichen Entschei-
dungen auf der Mikroebene der Familie in 
Lebenszusammenhänge eingebettet sind, die 
sich nicht beliebig varriieren lassen. Die Ein-
sicht in solche Grenzen einer politischen Be-
einflußbarkeit wird vielleicht auch für Befür-
worter einer Bevölkerungspolitik durch die 
Perspektive erträglicher, daß das veränderte 
generative Verhalten der Eltern u. a. der Preis 
ist, den eine hochentwickelte Industriegesell-
schaft für ein hohes Maß an Arbeitsteilung 
und Mobilität einerseits und für eine zuneh-
mende Freiheitlichkeit andererseits zu zahlen 
hat.



Was die Notwendigkeit einer aktiven Bevöl-
kerungspolitik anbelangt, so haben die Skep-
tiker in der bevölkerungspolitischen Diskus-
sion sehr triftige Einwände ins Feld zu führen. 
Es sind zwar schwerwiegende Probleme ab-
sehbar, die im Zusammenhang mit der zu 
erwartenden demographischen Entwicklung 
auftreten werden. Ob darauf allerdings mit 
bevölkerungspolitischen Maßnahmen reagiert 
werden sollte oder nicht vielmehr Auffangme-
chanismen anderer Art problemadäquater 
sind, ist völlig ungeklärt, zumal ja der Gebur-
tenrückgang kurz- und mittelfristig auch 
durchaus positive Effekte vorzuweisen hat. 
Die Diskussion leidet hier generell noch unter 
eklatanten Wissenslücken. Es stellt sich noch 
eine Fülle offener Fragen, die im Interesse 
weitsichtiger und dauerhafter politischer Lö-
sungen abgeklärt werden sollten:

— Uber welche Zeiträume hinweg sind Be-
völkerungsprojektionen als politische Ent-
scheidungsgrundlagen verwendbar? Lassen 
sich theoretisch besser fundierte Annahmen 
über das zukünftige generative Verhalten fin-
den?

— Wie sind die Chancen und Risiken der Be-
völkerungsentwicklung in einer integrierten 
Gesamtschau zu bewerten? Welche Rückwir-
kungen auf den demographischen Prozeß wer-
den sich aus den Primär- und Sekundärwir-
kungen der Bevölkerungsentwicklung erge-
ben?

— Wo liegen die schwerwiegendsten Folge-
probleme der demographischen Entwicklung? 
Welche Möglichkeiten gibt es, diese Folge-
probleme mit nicht bevölkerungspolitischen 
Maßnahmen aufzufangen?

— Was läßt sich mit bevölkerungspolitischen 
Instrumenten überhaupt ausrichten? Wie 

hoch ist der Wirkungsgrad einer Erhöhung 
des Kindergeldes, der Schaffung von Teilzeit-
arbeitsplätzen, einer Einführung des Karenz-
urlaubs?

— Welche Kosten werden durch bevölke-
rungspolitische, welche durch Maßnahmen 
nicht bevölkerungspolitischer Art verursacht? 
Wie ist das Kosten-Wirksamkeits-Verhältnis 
der einzelnen Maßnahmen?

— Mit welchen positiven und negativen Ne-
beneffekten ist beim Einsatz dieser Instru-
mente zu rechnen? Wie ist die Verträglich-
keit mit den Zielen der bisherigen Regie-
rungspolitik zu beurteilen?

Ganz unabhängig von diesen Fragen und ih-
rer Beantwortung muß natürlich stets gesi-
chert sein, daß den Eltern die Realisation der 
gewünschten Kinderzahl weitestgehend er-
leichtert wird. Wenn es Belege dafür geben 
sollte, daß auch in der Bundesrepublik — wie 
es französische Untersuchungen nahelegen — 
das Aufziehen von Kindern mit erheblichen 
Lebensstandardnachteilen, Einschränkungen in 
der Freizeit und geminderten Aufstiegschan-
cen geradezu bestraft wird, muß unbedingt 
Abhilfe im Sinne einer „gerechteren" Lasten-
verteilung geschaffen werden. Es handelt sich 
wohlgemerkt nicht darum, möglichst wirksa-
me pronatalistische „incentives" zu setzen, 
sondern um die Frage gleichwertiger Lebens-
bedingungen und Lebenschancen. Der bevöl-
kerungspolitischen Diskussion kommt das Ver-
dienst zu, noch einmal in aller Deutlichkeit 
die soziale Bedeutung des individuellen Re-
produktionsverhaltens und die damit verfloch-
tenen Verteilungsfragen hervorgehoben zu ha-
ben. Gesellschaftliche Vorteile individuellen 
Verhaltens sollten auch in gesellschaftlichen 
Hilfen angemessene Unterstützung finden.



Heinrich von Loesch

Familienpolitik — Bevölkerungspolitik

Eine Stellungnahme zum Aufsatz von Max Wingen in B 52/77

Während aus der Deutschen Demokratischen 
Republik eine Steigerung der rohen Geburten-
ziffer um angeblich 24 Prozent berichtet wird, 
seit dem 1976 der Müttergenesungsurlaub 
nach Geburt (bis zu einem Jahr) und andere 
nationalistische (geburtenfördernde) Maßnah-
men eingeführt wurden, klagen die Bundesre-
publik Deutschland und eine zunehmende 
Zahl anderer Industrieländer über den Rück-
gang der Fruchtbarkeit, erwarten Stagnation 
der Bevölkerung trotz Einwanderung (USA) 
oder langfristige Schrumpfung (Bundesrepu-
blik).
Wie Bernard Berelson, der Präsident des 
(privaten) Population Council in New York in 
seiner Zusammenfassung der Ergebnisse des 
Standardwerks über Be

1
völkerungspolitik in 

entwickelten Ländern ) feststellt, sind sich 
bevölkerungspolitische Probleme und Ansätze 
in marktwirtschaftlichen und sozialistischen 
Ländern bemerkenswert ähnlich: „Es ist wert, 
festgehalten zu werden, daß die wichtigsten 
Bevölkerungsprobleme und ihre Behandlung 
in Ländern unterschiedlicher Gesellschafts-
ordnung recht ähnlich erscheinen, grob ge-
sprochen in kapitalistischen und sozialistisch-
kommunistischen Ländern."

In diesem Zusammenhang verdient der in die-
ser Zeitschrift unlängst (B 52/77) erschienene 
Beitrag von Max Wingen „Rahmensteuerung 
der Bevölkerungsbewegung als gesellschafts-
politische Aufgabe" eine kritische Würdi-
gung, repräsentiert er doch eine in offiziellen 
und akademischen Kreisen in der Bundesre-
publik verbreitete Sichtweise der Problematik. 
Während der mit Intervallen anhaltende 
Rückgang der Geburtenziffern in der Bundes-
republik im Verein mit Auswirkungen auf die 
Kinderindustrie und die Grundschulen zu dü-
steren Prognosen der langfristigen Bevölke-
rungsentwicklung, der Zukunft der Renten-
versicherung, der Kapazitätsnutzung der Bil-
dungseinrichtungen und der langfristigen 
Wirtschaftsentwicklung überhaupt führt, 
wäre es vielleicht nützlich, festzuhalten, daß 
das von Wingen erarbeitete Konzept in Ana-
lyse des Sachverhalts und daraus abgeleite-

1) Population Policy in Developed Countries, hrsg. 
v. Bernard Berelson, Population Council, New 
York 1974, S. 788.

ten Empfehlungen nicht die einzige Sichtwei-
se der Problematik repräsentiert.

Ein Kernpunkt in Max Wingens Darstellung 
ist sicherlich der Hinweis (Teil III, Abs. 3): 
„Läßt sich doch Wirklichkeit nur in dem 
Maße gezielt gestalten, in dem sie zureichend 
erklärt werden kann".

überrascht stößt man dann freilich unter der 
Überschrift „Beispiele integrativ zu planender 
Rahmensteuerung" auf einen Maßnahmenka-
talog zur Hebung der Fortpflanzungsfreudig-
keit, der eine Reihe ungeklärter Fragen auf-
wirft. Einige der Empfehlungen, die der Autor 
in der Rubrik „Sozialpädagogisches Feld" no-
tiert, sind unter anderen als den heute in der 
Bundesrepublik herrschenden Umständen be-
reits verwirklicht worden, nämlich:
— Intensivere Information der Öffentlichkeit 
über die Ursachen und Folgen demographi-
scher Veränderungen;
— Schärfung des Bewußtseins für die gesell-
schaftliche Relevanz der individuellen Ent-
scheidungen über die Kinderzahl;
— Information insbesondere der nachwach-
senden Generation über grundlegende demo-
graphische Zusammenhänge usw.;
— Hinwirken darauf, daß eine vernünftige 
Zielvorstellung über Bevölkerungsentwick-
lung als ein Orientierungsdatum für die indi-
viduellen generativen Entscheidungen ange-
sehen wird;
— Anhebung des sozialen Status der Mutter-
schaft im öffentlichen Bewußtsein;
— Vorbereitung der verheirateten Frau auch 
auf die Rolle als Mutter und Trägerin von So-
zialisationsleistungen.

Bis auf die vorletzte sind alle diese Empfeh-
lungen seit Jahren fester Bestandteil von Pro-
grammen der demographischen Bildung (po- 
pulation education) im Rahmen der Entwick-
lungspolitik in armen Ländern. Dort freilich 
sollen diese Zielsetzungen eine Verminderung 
der Fruchtbarkeit bewirken helfen. Die Propa-
gierung „verantwortlicher Elternschaft" und 
des Zwei- bis Drei-Kinder-Ideals wird mögli-
cherweise auf die Dauer zu einer Senkung des 
durchschnittlichen Kinderwunsches pro Ehe/ 
Familie beitragen, obgleich die quantitativen 



Auswirkungen schwer zu erfassen sind. Nicht 
erklärt ist aber, wie dieselben Empfehlungen 
unter umgekehrtem Vorzeichen zu einer Stei-
gerung des durchschnittlichen Kinderwun-
sches beitragen sollen. Soweit die natali- 
stische Bevölkerungspolitik vergangener Dik-
taturen (Italien, Deutschland) überhaupt zu 
„positiven" Ergebnissen führte, ist fraglich, 
wieviel davon der Anwendung des oben zi-
tierten Maßnahmenkatalogs zuzurechnen ist. 
Hermann Schubnell beispielsweise, einer der 
führenden deutschen Demographen, erklärte 
in dem Beitrag „Westdeutschland" des er-
wähnten Berichts2): „Man ist sich darüber ei-
nig, daß Familienpolitik, vor allem Maßnah-
men zur wirtschaftlichen Unterstützung, prak-
tisch keinen Einfluß ausübt auf die Entschei-
dung, wie viele Kind

3
er ein Ehepaar haben 

will." )

2) Population Policy in Developed Countries, 
a. a. O., Kapitel „West Germany“.
3) Ebenda, S. 692. 4) Ebenda, S. 788.

Es ist auch schwer zu begreifen, warum das 
dem Gemeinwesen ohnehin schon mit Steu-
ern, Wehrdienst, Gesetzestreue erheblich ver-
pflichtete Individuum und seine Familie nun 
auch noch demographische Leistungen erbrin-
gen soll. Das mag in ideologisch hoch moti-
vierten Gesellschaftsformen unter erhebli-
chem Druck erreichbar sein, kaum jedoch in 
freiheitlichen Gesellschaften in Zeiten der 
Skepsis und Hinterfragung tradierter Verhal-
tensregeln. Berelson vermerkt daher: „In je-
dem Fall scheint die Wirksamkeit der ,Bevöl- 
kerungspolitik’ in den meisten dieser (entwik- 
kelten, d. V.) Länder nicht sonderlich groß zu 
sein, was beispielsweise die Ermutigung zu 
höherer Fruchtbarkeit einerseits oder die Ent-
mutigung der Tendenz zur Verstädterung an-
dererseits anlangt. Und wegen der Erforder-
lichkeit der Mitarbeit einer sehr großen Zahl 
von Einzelmenschen können die Zielsetzun-
gen der Bevölkerungspolitik vielleicht nicht 
sehr präzise verwirklicht werden. Obgleich 
die Datenbasis nicht sehr solide ist, läßt sich 
doch im weltweiten Überblick wohl sagen, 
daß die Entwicklungsländer bei der Senkung 

ihrer Geburtenraten mehr Erfolg gehabt ha-
ben als die entwickelten Länder bei deren 
Steigerung, oder anders ausgedrückt, daß es 
leichter ist, Geburtenraten durch politische 
Maßnahmen zu verringern als zu erhö-
hen 4." )

Angesichts des starken und anhaltenden 
Wachstums der Weltbevölkerung und des 
schier unerschöpflichen Einwanderungspo-
tentials erscheint es kaum möglich, dem Indi-
viduum in der Bundesrepublik plausibel zu 
machen, daß die Steigerung der Fruchtbarkeit 
der angestammten deutschen Bevölkerung bis 
zur Erreichung des ,Quasi-Nullwachstums' 
ein erstrebenswertes Ziel sei, dem tunlichst 
jedermann in der Privatsphäre Rechnung tra-
gen solle.

Was die oben zitierte Empfehlung „Anhebung 
des sozialen Status der Mutterschaft im öf-
fentlichen Bewußtsein" anlangt, so kann man 
Max Wingen herzlich zustimmen, was ledige 
und geschiedene oder verwitwete Mütter be-
trifft, deren Ansehen sich zwar langsam bes-
sert, aber vom Status der verheirateten Mut-
ter immer noch weit entfernt ist. Hingegen 
scheint ein staatlich propagierter Kult der 
verheirateten Mutter — abgesehen vom üblen 
politischen Beigeschmack aus der Vergangen-
heit — überflüssig. Er könnte von der Gene-
ration junger Frauen als ein Rückfall ins Pa-
triarchat, in die Apartheid der Geschlechter, 
verstanden werden, der den mühsamen Pro-
zeß der Erziehung der Männer und Väter zu 
mehr Mitarbeit und Mitverantwortung in der 
Aufzucht der Kinder nur behindern kann.

Angesichts der faktischen Diskriminierung 
der Frau in Ausbildung, Beschäftigung und 
Bezahlung kann die ex-post-Glorifizierung 
der Nur-Hausfrau/Ehemutter von Staats we-
gen eher wie Hohn wirken. Kommt der bevöl-
kerungspolitische Drang, aus Staatsräson den 
Nachwuchs zu vermehren, dazu, so wird das 
Ansinnen einigermaßen peinlich.

Ist Familienpolitik eine Bevölkerungspolitik?

Interessant an Max Wingens Darstellung ist 
die implizite Annahme, das demographische 
Heil liege in einer wie auch immer gearteten 
Familienpolitik. Gar nicht geprüft wird hinge-
gen die Möglichkeit, daß die herkömmliche 
Familienidee Ursache des demographischen 
Dilemmas sein könnte — mit der Konsequenz, 
daß jede prinzipiell restaurativ orientierte 

„Familienpolitik" das Übel nur verschlimmern 
würde. Immerhin finden sich in dem Artikel 
einige Hinweise auf das zentrale Problem Fa-
milie, beispielsweise in der letzten Empfeh-
lung der Rubrik „Sozialpädagogisches Feld", 
wo es heißt: „Vermittlung einer neuen Si-
cherheit der Eltern dem Kind gegenüber (als 
Aufgabe einer systematischen, von einer 
umfassenden Familienpolitik zu gewährlei-
stenden Elternbildung), d. h. Abbau einer Un-



Sicherheit, die aus nicht gelungener Bewälti-
gung von Entwicklungsproblemen der Ju-
gendlichen erwächst und eine zusätzliche Zu-
rückhaltung bei Erwachsenen fördern mag, 
die Verantwortung für eigene Kinder zu über-
nehmen."
Hier ist die Scheu vor der Verantwortung als 
möglicherweise wichtigste aller fruchtbar-
keitsbeschränkenden Motivationen---- bedeu-
tungsvoller als die wirtschaftlichen Gründe, 
die bei Befragungen so gerne vorgeschützt 
werden — richtig angesprochen, doch unzu-
reichend begründet.
übersehen wird gerne in der populären Dis-
kussion über die Krise der Institution „Fami-
lie", die mit Ausdrücken wie „Entwicklungs-
probleme der Jugendlichen" oder „Verant-
wortung für eigene Kinder" vorsichtig um-
schrieben wird, daß dem Geschehen demogra-
phische Veränderungen von massiver Quanti-
tät zugrunde liegem. Nehmen wir beispiels-
weise an, daß sich im Ablauf weniger Gene-
rationen die Lebenserwartung der Erwachse-
nen von rund 50 auf etwa 75 Jahre verlängert 
hat, so bedeutet das bei einem mittleren Hei-
ratsalter von 25 eine Verdopplung der ge-
meinsam von den Ehepartnern verlebten Jah-
ren. Nehmen wir des weiteren an, daß der 
Rückgang der Sterblichkeit von Kindern und 
Jugendlichen und die Verlängerung der Aus-
bildungsdauer von 14 auf 20, 25, ja 30 Jahre 
zu einer erheblichen Vergrößerung der Zahl 
der pro Familie verlebten gemeinsamen El- 
tern/Kind-Jahren geführt hat, so ist der dar-
aus resultierende Streß der familiären Ge-
meinschaft unmittelbar ersichtlich. (Das obige 
Zahlenbeispiel ist stark vereinfacht, gibt aber 
einen brauchbaren Anhaltspunkt.)

Sind beispielsweise gemäß obigem Beispiel die 
gemeinsamen Elternjahre (EE) von 25 auf 50 
gestiegen und — vorsichtig angenommen — 
die Kinder/Elternjahre (EK) — vom Kinde ge-
zählt — von 15 auf 25, so erhöht sich bei der 
Familie mit einem Kind die Zahl der gemein-
sam verlebten Jahre 2 mal EE + 1 mal EK) 
von 65 auf 125, also fast das Doppelte.
Dieses einfache Beispiel berücksichtigt je-
doch einen wichtigen Faktor nicht, nämlich 
den Rückgang der exogenen „Zufalls"-Kom- 
ponente der Sterblichkeit. Der Rückgang der 
Streuung individueller Lebenslängen um den 
statistischen Mittelwert beeinflußt sowohl die 
Dauer der Ehen, die ja durch die Lebenslänge 
des zuerst sterbenden Partners bestimmt wird, 
als auch die Zahl der Kind/Elternjahre. 
Nimmt man an, daß der Anteil der Halbwaisen 
und Witwer/Witwen von grob geschätzt einem 
Drittel auf ein Sechstel aller Eltern/Kinder 
sinkt, so steigt die Nettozahl der gemeinsam 

verlebten Jahre von 43,5 auf 103,5 oder auf 
236 Prozent des Anfangswertes.

Bei Mehrkinder-Familien verlängert sich — 
abgesehen von der Geschwistererfahrung der 
Kinder miteinander — die Periode der Eltern/ 
Kinderjahre um das Geburtenintervall zwi-
schen ältestem und jüngstem, das Erwachse-
nenalter erreichende Kind.

Wie auch immer man das Rechenbeispiel 
wählen mag: Die Tatsache einer außeror-
dentlichen Verlängerung der Zeitperspektive, 
die sich schrittweise im Ablauf weniger Ge-
nerationen vollzog, hat Funktion und Inhalt 
der Familie als gemeinsame Lebensform ver-
ändert. Was ursprünglich ein von hoher 
Sterblichkeit und ökonomischer Unsicherheit 
diktierter Zweckverband zur gegenseitigen 
Daseinsgarantie war, ist dieser beiden Moti-
vationen weitgehend entkleidet. Lange ge-
meinsame Ehejahre und Jahre der Kinder/ 
Elternerfahrung, einst dem Todesroulette ab-
getrotztes Glück, werden zunehmend als Bela-
stung, ja Sinnentleerung des auf Wandel und 
vielseitige Erfahrung zunehmend orientierten 
Daseins empfunden.

So haben Scheidung und Trennung in gewis-
ser Weise den einstigen Frühtod — oft des 
Mannes im Kriege und der Frau im Kindbett 
— ersetzt. Trotz großer Liebe und gegenseiti-
ger Beteuerungen sind sich viele Brautpaare 
heute eben doch insgeheim klar, daß das Ge-
löbnis auf Ewigkeit nur eines auf Zeit sein 
mag.

Gleichzeitig fordern aber Sitte und Brauchtum 
wie ehedem, daß Kinder in heilen Familien 
aufzuwachsen hätten, besagen, daß getrennte 
Eltern schlechtere Eltern seien, daß jede Al-
ternative zur herkömmlichen Modell-Dauer-
ehe zu Lasten der Kinder gehe. So leben 
denn Millionen und Abermillionen von Ehe-
paaren „den Kindern zuliebe" weiter zusam-
men, belasten deren Kindheit mit ihren Fru-
strationen, isolieren sich einzeln und gemein-
sam von jener Welt, in der ihre Kinder leben 
zu lernen versuchen, und sind letzlich weder 
zum Dialog mit ihren Kindern noch mit der 
Welt — ausgenommen gleichgesimnte isolier-
te Paare — fähig. Die Einpuppung solcher El-
tern im Kokon eines krampfhaft aufrechter-
haltenen Familiengehäuses führt zu Schwierig-
keiten, die als „Entwicklungsprobleme der 
Kinder" verkannt werden.

Muß die Ehe doch geschieden werden — oft 
nach langer Unschlüssigkeit und Jahren psy-
chischer Belastung für die Kinder —, so tritt 
in der Regel Schuldgefühl gegenüber den Kin-
dern an die Stelle ehemaliger elterlicher 
Überheblichkeit. Dieses Schuldgefühl er-



Schwert erneut den Dialog mit den Kindern 
und erhöht deren durch die verschleppte 
Scheidung erzeugte Unsicherheit.

Leider werden die durch das gesellschafts-
konforme, aber unvernünftige Elternverhalten 
erzeugten Kinder- und Jugendprobleme als 
Ergebnis von „Familienzerrüttung" verbucht — 
als ob „Familie" im herkömmlichen Sinne 
richtig, „Zerrüttung" aber falsch wäre —, an-
statt zu erkennen, daß es die traditionelle Fa-
milienidee an sich ist, die den demographi-
schen und anderweitigen Bedingungen unse-
res Lebens nicht mehr entspricht und mit stei-
gender Wahrscheinlichkeit „Zerrüttung" ge-
biert, samt einer Reihe anderer gesellschaftli-
cher Mißstände, die hier nicht zur Diskussion 
stehen.

Abschließend wäre festzuhalten, daß Max 
Wingens Aufsatz, von den hier erörterten 
Vorschlägen abgesehen, eine Reihe, im de-
mographischen Sinne sehr nützlicher Empfeh-
lungen gegeben hat, die im Rahmen einer 
gründlichen, die ganze Gesellschaft erfassen-
den Reform der Familienidee ihre positive de-
mographische Wirkung entfalten könnten.

Bezweifelt wird jedoch, daß eine im Prinzip 
restaurative Familienpolitik mit einer natali- 
stischen Bevölkerungspolitik vereinbar sei. 
Entweder das eine — und eine auf lange Sicht 
schrumpfende Bevölkerung — oder das ande-
re; entscheident ist, wo die Priorität liegt. 
Man sollte aber erkennen, daß herkömmliche 
Familienpolitik kein Weg zu einer Steigerung 
der gewünschten Fruchtbarkeit sein kann.

Die Familie als demographisches Phänomen
Aus dem demographischen Blickwinkel be-
trachtet ist ja die Familie, die auf der legal 
und religiös sanktionierten Einehe beruht, 
nicht anders als eine der vielen fruchtbar-
keitshemmenden Regeln und Maßnahmen, die 
der Mensch seit prähistorischer Zeit ersonnen 
hat, um eine die Existenz des Gemeinwesens 
(Sippe, Stamm, Volk) gefährdende übermäßi-
ge Bevölkerungsvermehrung zu verhindern 
und gleichzeitig den mit dem Vorzugsrecht 
der Fortpflanzung bedachten Wenigen, näm-
lich den Verheirateten, die zur Sicherung 
besserer Kinderqualität (Ernährung, Ausbil-
dung) erforderlichen wirtschaftlichen Vorteile 
zu verschaffen. Dieser Aspekt ist deutlich in 
der steuer- und sozialpolitischen Bevorzu-
gung von Verheirateten als offiziell aner-
kanntem „Fortpflanzungsstand" zu erken-
nen.
Demographisch betrachtet verzichtet also 
eine Gesellschaft, die die Kleinfamilie kulti-
viert, auf einen erheblichen Teil ihrer mögli-
chen Fruchtbarkeit, indem sie nicht oder 
nicht mehr verheiratete oder „unglücklich" 
verheiratete Erwachsene — also großteils po-
tentielle Eltern — diskriminiert, sie gewisser-
maßen sozial „sterilisiert". An dieser funda-
mentalen Tatsache ändern auch punktuelle 
Erfolge traditioneller „Bevölkerungspolitik", 
wie in der DDR praktiziert, nichts. Ein Hin-
aufschnellen der (ehelichen) Geburtenziffern 
nach Einführung massiver Vergünstigungen 
sagt noch nichts über eine Änderung des 
durchschnittlichen Kinderwunsches pro Fami-
lie aus. Nach bisheriger Erfahrung ist eher 
anzunehmen, daß Mangel an Vertrauen in die 
Beständigkeit solcher Vergünstigungen viele 
Eheleute animiert, ohnehin erwünschte weite-

re oder erste Geburten zeitlich vorwegzu-
nehmen, um sich den Vorteil beizeiten zu si-
chern. Am demographischen Endergebnis 
braucht sich deswegen nichts zu ändern.

Langfristig gesehen ist es für ein Land wie 
die Bundesrepublik sehr viel billiger und er-
folgversprechender, den traditionellen „fami-
lienpolitischen" Ansatz fallen zu lassen und 
statt dessen jene brachgelegte Fortpflanzungs-
reserve zu erschließen, die aus den nichtver-
heirateten, nicht mehr verheirateten und „un- 
glücklich" verheirateten Erwachsenen im Re-
produktionsalter besteht, möglicherweise gar 
die Mehrheit aller solcher Erwachsenen.

Diese Erschließung erfordert freilich einen er-
heblichen Wandel sozialer Einstellungen, der 
ohne eine massive öffentliche Diskussion 
kaum erreicht werden kann, bedeutet er doch 
eine Abkehr von vergangener politischer Pra-
xis.

Aus anderer Perspektive betrachtet ist eine 
„Entkrampfung" des Verhältnisses zum Kind 
erforderlich, wenn die Fruchtbarkeit nachhal-
tig gefördert werden soll. Die Freiheit, Kinder 
in Freude, mit gesellschaftlicher Billigung 
und einem Minimum an sozialer Sicherung zu 
bekommen, darf nicht mehr als Privileg eines 
„Fortpflanzungsbestandes" bleiben, sondern 
sollte ein selbstverständliches Recht aller Er-
wachsenen sein, unbeschadet ihres Zivil-
stands und ihrer Steuerklasse. Dies wäre 
gleichbedeutend mit der Anerkennung der 
Mündigkeit des erwachsenen Bürgers, näm-
lich seiner (ihrer) Fähigkeit, Kinder ohne 
seelische und andere Schäden auch außer-
halb des legalen Instituts „Ehe" und notfalls 
allein aufzuziehen.



Bis zu dieser Anerkennung ist es freilich ein 
weiter Weg, solange Schule, Kirchen, Staat, 
Kultur — und damit Nachbarschaft und eige-
ne Verwandte — in der Ehe das einzig wahre 
Fortpflanzungsinstitut erblicken und verkün-
den. Denn es ist diese Überhöhung des Klein- 
familien-Klischees, das Kindern, die nicht in 
solchen Familien leben, Trauma und teilweise 
auch Isolierung bedeutet, was wiederum auf 
Vater und Mutter Druck ausübt.
Man darf freilich erwarten, daß jede Bemü-
hung um Liberalisierung der Elternschaft er-
hebliche Widerstände auf den Plan ruft. Nicht 
jeder Vorschlag, der in Sachen „Bevölke-
rungspolitik" vorgetragen wird, ist wirklich 
von der Sorge um den künftigen Bevölke-
rungsbestand getragen: oft dient die bevöl-
kerungspolitische Diskussion und die daraus 
mitunter resultierende Bevölkerungspolitik 
nur als willkommenes Vehikel für die Errei-
chung anderer Zielsetzungen. In den USA 
wird derzeit an einer Studie gearbeitet, die 
diesen Zusammenhängen anhand von Fallstu-
dien nachgeht. Bei Versuchen zur Erklärung 
des Fruchtbarkeitsrückganges in der Bundes-
republik treten gewöhnlich zwei Problemkom-
plexe in den Vordergrund: die Kosten der 
Kinderaufzucht und der Zeitmangel außer 
Hause beschäftigter Mütter. Beide Probleme 
stellen sich natürlich erst recht, wenn der Ge-
danke an Liberalisierung der Elternschaft dis-
kutiert wird.
Die Verfechter einer auf massive wirtschaftli-
che Subventionierung des „Fortpflanzungs-
standes" ausgerichteten Familienpolitik über-
sehen gewöhnlich zwei wichtige Aspekte: 
Zum einen die jetzt schon viel kritisierte (vor 
allem steuerliche) Diskriminierung der Nicht-
begünstigten und zum anderen die Gefahr der 
Negativwirkung einer Ubersubventionierung: 
Es kann sich in der Bevölkerung die Überzeu-
gung herausbilden, daß Kinder weniger ein 
einzelmenschliches als viel mehr ein staatli-
ches Anliegen sind und es daher nicht im In-
teresse des Individuums liegt, sich allzusehr 
um die eigene Fortpflanzung zu bemühen.

Als Indiz für die Wirksamkeit eines solchen 
Paradoxons kann man beispielsweise den Fall 
Italien zwischen den beiden Weltkriegen an-
führen: Wie Livi-Bacci erläutert5), ist trotz 
der extrem natalistischen Politik des Faschis-
mus die durchschnittliche Familien-Endgrö- 
ße in Italien bei den zwischen dem Ende der 
Zwanziger Jahre und dem Beginn des Zweiten 
Weltkrieges verheirateten Paaren kontinuir- 
lich gesunken. Man könne allenfalls vermu-
ten, daß die Maßnahmen den Zeitpunkt der 
Geburten beeinflußt haben.

5) Massimo Livi-Bacci, „Italy“, ebenda, S. 658.

Anhänger der Subventionsidee („Mütterge-
halt" u. a. m.) weisen gewöhnlich auf die so-
ziale Statuseinbuße hin, die Eltern mit mehre-
ren Kindern in entwickelten Ländern wie der 
Bundesrepublik im Vergleich zu kleineren Fa-
milien hinzunehmen hätten. Auch Max Win-
gen („Sozio-ökonomisches Feld") empfiehlt 
verschiedene direkte und indirekte Subven-
tionen, die freilich im Vergleich mit anderen 
Äußerungen zu diesem Thema durchaus maß-
voll klingen.

Es lohnt sich, einige grundsätzliche Überle-
gungen zum Thema „Subventionen" anzustel-
len und den Kern des sozialpolitischen Anlie-
gens vom bevölkerungspolitischen Ansatz zu 
trennen.

Noch wird eine beachtliche Zahl von Kindern 
in deutschen Landen geboren, die beweist, 
daß der Wunsch nach Fortpflanzung und dem 
Erlebnis des eigenen Kindes unverändert eine 
starke menschliche Triebfeder ist, für die El-
tern Konsumkraftverzicht, Unbeweglichkeit 
und, wie schon dargelegt, oft sogar eine frag-
würdige Ehegemeinschaft für lange Jahre auf 
sich nehmen. Was die ersten beiden Opfer 
anlangt, so ist der „trade-off" von Kaufkraft 
und Mobilität gegen Freude am Kind ökono-
misch richtig, und kein übereifriger Bevölke-
rungspolitiker sollte daran rühren. Was na-
türlich nicht heißt, daß Eltern von sozialen 
Härten betroffen werden dürften. Hier ist der 
erwähnte sozialpolitische Ansatz fraglos be-
rechtigt, doch sollte er konsequenter gehand-
habt werden, nämlich zugunsten der Meistbe-
troffenen unter den Eltern, und zwar den öko-
nomisch alleinstehenden Elternteilen, die — 
aus welchen Gründen auch immer — nicht 
verheiratet sind und keine oder nicht ausrei-
chende Alimente vom anderen Elternteil, falls 
lebend und bekannt, erhalten. Ohne Ansehen 
des Geschlechts muß vor allem den ökono-
misch alleinstehenden Müttern und Vätern 
geholfen werden, gleichgültig, ob ihre Kinder 
ehelich oder außerehelich sind, wobei das 
Ziel die wirtschaftliche Gleichstellung mit 
verheirateten Eltern sein sollte, wenn man die 
Sonderlasten, die den alleinstehenden Eltern-
teil treffen, in Ansatz bringt.

Dieser soziale Ausgleich würde auch helfen, 
die Existenzangst potentiell kinderreicher El-
tern zu vermindern, die sich das Kind 
Nr. (n + 1) versagen, weil sie für das dann 
vielleicht schon fortgeschrittene Alter des 
wichtigeren oder einzigen Einkommensbezie-
hers der Familie die Ablebens- oder Invalidi-
tätsgefahr fürchten, die bei mehr als (n) Kin-
dern für den übrigbleibenden Elternteil trotz 
möglicher Versicherungen und Besitztitel den 
Sturz in wirtschaftliche Nöte bedeuten würde. 



Grundsätzlich zeigt ja ein Blick in die Gebur-
tenordnung der Bundesrepublik, daß es we-
niger an Erstgeborenen als an zweiten, drit-
ten Kindern mangelt. Und da bekanntlich 
das größte wirtschaftliche und mobilitätsmä-
ßige Opfer für das erste Kind erbracht wird, 
die weiteren aber „billiger" zu stehen kom-
men, geht die Annahme, die Bürger der Bun-
desrepublik seien schlechthin „kindesmüde", 
in diesem Sinne am Problem vorbei. Im Ge-
genteil: Da Kinderfragen in den sechziger und 
siebziger Jahren Modethemen der Öffentlich-
keit geworden sind, eine üppig sprießende Er- 
ziehungs-, Kinder- und Elternhilfeliteratur sich 
ausbreitete, Schulen und Kindergärten um- 
gemodelt wurden, die Kinderpflege- und Un-
terhaltungsindustrie für ein Übermaß der Ver-
sorgung der Kinder mit Medizinen, Spielzeug, 
Sport, Reisen, Spezialmode, Speziallektüre 
usw. sorgte, da also alles Erreichbare getan 
wurde, um die „Kinderdaseinsqualität" zu 
steigern, verwundert es nicht, daß die Kinder-
kosten entsprechend in die Höhe geschnellt 
sind.

ökonomisch gesehen ist man versucht zu sa-
gen, daß das Problem „zu wenige und zu teu-
re Kinder" lautet. Es kann hier nicht auf die 
Gründe eingegangen werden, die zu der rapi-

den „Verteuerung" deutscher Kinder führten; 
es sei nur festgehalten, daß psychologische 
und sozialpolitische Maßnahmen, die poten-
tiellen und wirklichen Eltern helfen, weniger 
Geld gezielter für ihre Kinder auszugeben, 
ökonomisches und psychologisches Potential 
für weitere Kinder, namentlich solche höherer 
Geburtenordnung, freisetzen könnten. Der 
Augenschein allein bezeugt schon deutlich, 
daß die Bundesrepublik im Rahmen des bishe-
rigen familiären Aufwands für Kinder mit we-
nigen, aber gezielten sozialpolitischen Maß-
nahmen durchaus in der Lage wäre, jene 
Mehrzahl an Kindern aufzuziehen, die für ein 
langfristiges Quasi-Gleichgewicht der Bevöl-
kerungsgröße erforderlich ist. Entgegen popu-
lärer Aussage sind die allgemeinen Bedingun-
gen durchaus günstig: Selten hat das Land 
eine längere Periode von Frieden und Ent-
wicklung erfahren, selten manifestierte sich 
das Vertrauen in die Zukunft stärker in einer 
Sparneigung der Deutschen, die mitunter die 
Wirtschaftspolitiker zur Verzweiflung treibt. 
Durch die Verhäuselung weiter Landstriche 
entstand mehr Wohnraum denn je; die Schulen 
sind besser und freundlicher als früher; die 
Haushalte sind weitgehend mechanisiert. Wo 
also liegt das Problem?

Die demographische Relevanz des

Das Hauptproblem der unzureichenden Frucht-
barkeit liegt wohl in erster Linie im Zeit-
mangel wirklicher oder prospektiver El-
tern begründet. Die neue Hauswirtschafts-
theorie des Fruchtbarkeitsverhaltens, die ih-
ren Ursprung an der Universität Chicago 
nahm6), hat für diese Zusammenhänge das 
geeignete analytische Werkzeug entwickelt. 
Wesentlich ist dabei die Untersuchung, wie 
eine Familie — oder ein Haushalt — nicht 
nur das Einkommen in Form von Gütern und 
Dienstleistungen, sondern auch die zur Verfü-
gung stehende und nicht vom Einkommenser-
werb absorbierte Zeit verwendet. Dabei wird 
ein Zusammenhang zwischen dem Zeitpreis 
außer Haus, beispielsweise dem herrschenden 
Stundenlohn, und dem Wert (Schattenpreis) 
der innerhalb des Haushalts verbrachten übri-
gen Zeit gesucht. Gronau vermutet beispiels-
weise7), daß der Wert oder Schattenpreis ei-
ner Stunde Hausfrauenzeit in den USA bei ei- *

6) Heinrich v. Loesch, Stehplatz für Milliarden? 
Das Problem Überbevölkerung, dtv 1198, S. 182 ff. 
’) Reuben Gronau, The effect of children on the 
housewife's value of time, in: Economics of the 
Family, hrsg. von T. W. Schultz, Chicago 1974,
S. 464, Fußnote 8.

Zeitproblems

nem Zehntel des Stundenlohns für Frauenar-
beit außer Haus liegen dürfte. Darin drückt 
sich die (überraschend niedrige) subjektive 
Wertschätzung, die Hausfrauen ihrer Arbeit 
beimessen, aus — wobei sich die Unabhän-
gigkeit und relative Dispositionsfreiheit der 
Hausfrau im Vergleich etwa zur Industriear-
beiterin mindernd auf den Schattenpreis der 
Hausfrau auswirkt. Steigt der Stundenlohn 
außer Haus auf mehr als das Zehnfache an, so 
wechseln Hausfrauen in die Berufsarbeit; 
sinkt der Stundenlohn unter das Zehnfache 
des Schattenpreises, so geben berufstätige 
Frauen ihre Arbeit auf und widmen sich lie-
ber ihrem Haushalt.
Aufzucht von Kindern ist eine Möglichkeit 
der familiären Zeitverwendung in Konkurrenz 
mit vielen anderen solchen Möglichkeiten. Da 
Kinder vor allem bis zum dritten Lebensjahr 
äußerst zeitintensiv sind, bewirkt ein sinken-
der Schattenpreis der Hausfrauenzeit — wie 
er in vielen armen Ländern als Folge der 
„Entwicklung" beobachtet werden kann—, 
daß die „Nachfrage" der Familien nach Kin-
dern steigt, die gewünschte Fruchtbarkeit 
also zunimmt. In reichen Ländern hingegen 
dürfte eine steigende Wertschätzung der 



Hausfrauenzeit, etwa im Gefolge steigender 
Stundenlöhne außerhalb des Haushalts, die 
relative „Nachfrage" der Familie nach Kin-
dern vermindern, den Familiengrößenwunsch 
also reduzieren. Gleichzeitig ist es aber mög-
lich, daß der weniger zeitintensive Aspekt der 
Kinderqualität im Vergleich zur Kinderzahl 
(Quantität) favorisiert wird: weniger, aber 
besser qualifizierte Kinder sind gleichbedeu-
tend mit weniger Zeit — und mehr Sachauf-
wand, wobei letzterer einer verbesserten Ein-
kommenslage entspricht.

An dieser Stelle ist es nun interessant, den in 
verschiedener Form — auch bei Max Wingen 
angedeuteten — vorgetragenen Vorschlag zur 
Zahlung eines Mütter- oder Hausfrauenge-
halts (dem neuen Familienrecht schon imma-
nent) durch Ehemann und/oder Staat zu prü-
fen. Das Gehalt würde wahrscheinlich den 
Schattenpreis der Hausfrauenzeit — der damit 
erstmals ein realer „Preis" in Form eines Ge-
halts würde — erheblich steigern. Der Zeit-
aufwand für Kinder würde damit in monetär 
meßbarer Form ins Bewußtsein der Familie 
rücken. Durch das Gehalt würden wahr-
scheinlich viele berufstätige Frauen bewogen 
werden, ihre Beschäftigung außer Haus zu-
gunsten des Haushalts aufzugeben, womit 
sich die potentielle „Nachfrage" nach Kin-
dern erhöht. Andererseits könnte das zuneh-
mende Bewußtsein eines steigenden Schatten-
preises der Hausfrauenzeit die „Nachfrage" 
nach Kindern im Rahmen des einzelhaushalt- 
liehen Zeitbudgets zugunsten weniger zeitin-
tensiver Substitute weiter vermindern; es ist 
also keineswegs sicher, daß die Einführung 
eines wie auch immer gearteten „Mütterge-
halts" die gewünschte Fruchtbarkeit insge-
samt heben würde.

Diese Überlegungen, der Einfachheit halber am 
Beispiel der Hausfrau/Mutter angestellt, gel-
ten in ähnlicher Form natürlich auch für den 
Hausmann/Vater, der freilich gemeinhin mehr 
Erfahrung im Denken in Zeitpreiskategorien 
hat und daher oft ein energischer Verfechter 
der Haushalts-Rationalisierung ist.

Verbleibt nun die Frage, welche Möglichkei-
ten eines bevölkerungspolitischen Einwirkens 
auf die haushaltliche Zeit-/Verwendungs- 
struktur (time allocation) bestehen. Nachdem, 
wie sich in Zusammenhang mit dem „Mütter-
gehalt" bereits zeigte, jeder Versuch der Ein-
flußnahme auf den Schattenpreis der Haus-
frauenzeit die Tendenz hat, diesen zu stei-
gern, muß der Ansatz wohl auf der Verwen-
dungsseite der Zeitgleichung, nämlich beim 
Zeitaufwand (Zeitkosten), gesucht werden. 
Dies kann am sichersten direkt beim Zeitauf-
wand für Kinder geschehen.

Dieser Zeitaufwand läßt sich prinzipiell durch 
vielerlei Maßnahmen senken:

1. Verstärkte Mitarbeit des anderen Partners, 
soweit vorhanden, bei der Kinderaufzucht; 
verstärkte Mitarbeit in anderen „Haushalts-
produktionen" würde hingegen die haushalt-
liche Präferenzstruktur der Zeitverwendung 
nicht notwendigerweise zugunsten einer ver-
stärkten Nachfrage nach Kindern beeinflus-
sen;
2. Absorption eines größeren Teils des kind-
lichen Zeitbedarfs durch gemeinschaftliche 
Leistungen der Elternselbsthilfe auf Gegensei-
tigkeit, der staatlichen und nichtstaatlichen 
Institutionen;
3. Minderung und Rationalisierung des eige-
nen (mütterlichen, väterlichen) Zeitauf-
wands;
4. beschleunigte Verselbständigung der Kin-
der durch besondere Ausbildungsprogramme 
und flankierende Sicherungsmaßnahmen.

Die Punkte 2 und 4 bieten Möglichkeiten des 
direkten Ansatzes im öffentlichen Bereich, 
vor allem im Umkreis von Schule und Kinder-
garten.

Es kann hier nicht auf die Vielzahl prakti-
scher Möglichkeiten eingegangen werden. 
Als Hinweis mag genügen, daß andere Länder 
mit Erfolg die Ganztagsschule praktizieren; 
die Einführung der Ganztagsschule bei freiem 
Samstag mitsamt Schul-Mittagessen, Sport, 
Spiel, Kultur und Unterhaltung am Nachmit-
tag und einem funktionierenden Schulbus-
system würde das Hauptproblem berufstätiger 
Eltern weitgehend lösen. Kommunale und pri-
vat organisierte Ferienlager und -aufenthalte 
und ein durchentwickeltes Kindergartensy-
stem mit Elterninitiativen wären weitere Mei-
lensteine zur Lösung des Zeitproblems. 
Punkt 4, nämlich die Förderung und Entwick-
lung der Eigeninitiative der Kinder ab späte-
stens dem 10. Lebensjahr in der gemeinsamen 
Freizeitgestaltung, könnte helfen, Kinder aus 
häuslicher und nachbarschaftlicher Isolation 
herauszuführen, Interesse und Mobilität zu 
wecken, ohne negative „Schlüsselkind"-Aspek- 
te befürchten zu müssen.

Abschließend läßt sich festhalten, daß es 
wohl durchaus konkrete Ansatzpunkte für 
eine natalistische Bevölkerungspolitik gibt, 
doch liegen sie möglicherweise auf ganz an-
deren Gebieten, als bislang vermutet wurde. 
Die Empirie allein führt nicht sehr weit: Die 
Fehlschläge der Bevölkerungspolitik her-
kömmlichen Zuschnitts unterstreichen die 
Notwendigkeit einer sorgfältigen Analyse der 
Zusammenhänge als Vorbedingung für politi-
sche Eingriffe.



Max Wingen

Bevölkerungpolitik als Gesellschaftspolitik
Eine Replik

Zunächst einmal ist die Weiterführung der 
Diskussion an dieser Stelle und — wie vor al-
lem der Beitrag von W. R. Leenen zeigt — in 
so versachlichter Form zu begrüßen. Die 
Dringlichkeit einer Auseinandersetzung mit 
den neuen Problemen, die die jüngste demo-
graphische Entwicklung in den westeuropä-
ischen Industriegesellschaften mit sich bringt, 
ist heute nicht mehr zu verkennen. Diese neu-
en Entwicklungstendenzen lassen sich keines-
wegs mehr einfach unter das zumindest in der 
Fachwelt vertraute Schema des sogenannten 
„demographischen Übergangs" einordnen. 
Dieses von Anfang an historisch-rückblickend 
angelegte Schema, das kaum eine längerfristi-
ge zukunftsgerichtete Betrachtung ermöglicht, 
muß sich darauf befragen lassen, was es 
wirklich an Erklärungen hergibt und zur 
Orientierung eines auch demographisch ak-
zentuierten gesellschaftspolitischen Handelns 
zu leisten vermag. Hinsichtlich der Bedeutung 
der neuen Fragestellungen besteht offensicht-
lich große Übereinstimmung mit Leenen, der 
— deutlicher vielleicht noch als in dem vor-
liegenden Beitra 1g — an anderer Stelle )
1. die Bedeutung der Anpassungsprobleme 
angesichts der „demographischen Wellen" 
herausstellt und feststellt, damit werde die 
Steuerungskapazität des politischen Systems 
einer ernsthaften Belastungsprobe unterzo-
gen,
2 . darauf aufmerksam macht, daß die „demo-
graphischen Wellen" auf lange Sicht in ihren 
Überlagerungen zu sehen sind, so daß hier 
ein „Selbstverstärkungseffekt in der demogra-
phischen Entwicklung" bedacht werden müs-
se, und schließlich
3. in einer zusammenfassenden Beurteilung 
der Bevölkerungsentwicklung auf kurze und 
mittlere Sicht die Chancen, auf lange Sicht 
die Risiken überwiegen sieht und den damit 
verbundenen politischen Problemgehalt darin 
zu erkennen glaubt, „daß es sich gerade bei 
den abträglichen Folgen um Langfristproble-
me ohne akuten Handlungsdruck handelt und 
die auf mittlere Sicht sich einstellenden Vor-

1) Vgl. W. R. Leenen, Bevölkerungsentwicklung 
und Bevölkerungspolitik in beiden deutschen Staa-
ten, in: Deutschland Archiv, H. 6/1977, S. 609—625, 
bes. S. 615 f.

teile zudem eine Politik des laissez-faire’ na-
helegen, die wegen der sogenannten Trägheit 
demographischer Prozesse spezifische Gefah-
ren birgt: Einmal vollzogene Entwicklungen 
sind irreversibel, in ihrer Wirkung auf den 
Bevölkerungsbaum wiederum nur langfristig 
korrigierbar und noch nach Generationen in 
der Gestalt demographischer Wellen spür-
bar."

Damit werden Zusammenhänge bezeichnet, 
die in der einschlägigen Diskussion der letz-
ten Jahre zunehmend gesehen und betont 
worden sind. Hierzu kann nicht zuletzt auf 
die Feststellung der Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage zur langfristi-
gen Bevölkerungsentwicklung verwiesen wer-
den (BT-Drucks. 8/680), in der zu den Anpas-
sungsproblemen in zahlreichen gesellschaftli-
chen Bereichen, wie sie durch die auf Grund 
eines starken Geburtenrückgangs hervorgeru-
fenen „Verzerrungen" des Altersaufbaues be-
dingt sind, festgestellt wird, sie seien um so 
größer, je mehr Geburtsjahrgänge durch ei-
nen längeren Zeitraum vergleichsweise 
schwach besetzt sind. Die grundsätzlich anzu-
strebende möglichst große Stetigkeit in der 
Geburtenentwicklung kann danach durch eine 
Fortentwicklung der familien- und kindbezo-
genen Gesellschaftspolitik begünstigt werden. 
Wichtig erscheint in diesem Zusammenhang 
die Bemerkung: „Soweit die Fortentwicklung 
dieser Politik auf materiell-wirtschaftliche 
Ressourcen angewiesen ist, ist die Lage in 
den nächsten Jahren aus demographischer 
Sicht günstiger zu beurteilen als in der weite-
ren Zukunft."

In dem begrenzten Rahmen des zur Anregung 
der Diskussion gedachten, in seinem Kern 
als Vortrag angelegten eigenen Beitrags an 
dieser Stelle (B 52/77) konnten wichtige Pro-
blemzusammenhänge, insbesondere soweit sie 
methodologische Aspekte betreffen, allenfalls 
angedeutet werden. Auf weiterführende Ar-
beiten — auch zu den nachfolgenden Bemer-
kungen — kann hier nur verwiesen wer-
den 2).

2) M. Wingen, Grundfragen der Bevölkerungspoli-
tik, Urban-Taschenbücher Bd. 509, Stuttgart 1975 
(mit Bibl. und Dokumentations-Anhang); dazu 
auch: „Das Parlament", Nr. 20 v. 21.5. 1977, S. 15;



Mehr thesenförmig ist im Blick auf die vorge-
legten Argumentationsstränge von W. R. Lee- 
nen und H. von Loesch folgendes festzuhalten:

1. „Klassische Rationalitätsfallen"

Es erscheint nützlich, daß Leenen einleitend 
nochmals auf einige „klassische Rationalitäts-
fallen" aufmerksam macht: insbesondere auf 
die das Problem zu sehr vereinfachende Tren-
nung des politischen Handlungsfeldes in ei-
nen normativen Bereich der Zwecke bzw. Zie-
le und einen scheinbar neutralen Bereich der 
Mittel sowie zum anderen auf die Vernach-
lässigung der Anwendungsproblematik. Schon 
in der eigenen Arbeit des Verf. über „Grund-
fragen der Bevölkerungspolitik" sind aus-
drücklich Zweifel angemeldet worden gegen-
über einer durchgängigen Trennung in eine 
bevölkerungspolitische Zielplanung einerseits 
und eine Mittelplanung andererseits, die im 
Grunde dem Problemstand nicht angemessen 
sei. Dazu ist (im Anschluß an K. M. Bolte) 
festgehalten, daß „weniger noch als auf ir-
gendeinem anderen Gebiete der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik in der Bevölkerungspolitik 
ein einfaches Zweck-Mittel-Schema anwend-
bar ist, weil es keine Mittel gibt, die in einer 
wertfreien Sphäre gehalten werden können". 
Von daher hat der Verf. seine Präferenz ei-
nem Verfahren gegeben, bei dem die Ent-
scheidungen „zwischen alternativen Ziel-Mit-
tel-Relationen im Sinne von .Handlungsalter-
nativen' zu suchen sind".

Wie wichtig es darüber hinaus ist, die An-
wendungsproblematik rechtzeitig mit zu be-
denken, ist in diesem Zusammenhang dadurch 
unterstrichen worden, daß unter den im ein-
zelnen entwickelten Kriterien für die Gewin-
nung einer quantitativ-bevölkerungspo-
litischen Zielfunktion (neben z. B. der Konfor-
mität mit gesellschaftspolitischen Grundzielen 
und der Vertretbarkeit der Auswirkungen der 
angestrebten Bevölkerungsentwicklung auf 
die verschiedenen Politikbereiche) die Reali-
sierbarkeit des Zieles aufgeführt ist; es bedarf 
nicht nur der Klarheit über die Auswirkungen
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der Zielsetzung, sondern auch darüber, ob 
und mit welchen Mitteln sie verwirklicht 
werden kann: „Der angestrebte Effekt muß 
mit den vorhandenen Mitteln und zugängli-
chen politischen Maßnahmen (in Übereinstim-
mung mit den gesellschaftsethischen Grund-
normen) erreichbar sein, wenn die Zielset-
zung für die praktische Politik wirklich rele-
vant sein soll." 4) Auf die ausführlichere Dar-
stellung der damit sichtbar werdenden Aufga-
be, aus einer Verknüpfung der verschiedenen 
(über den Aspekt einer reinen Zielbestim-
mung hinausgehenden und auf die enge 
Wechselbeziehung zu dem einem Ziel zuge-
ordneten Mitteleinsatz abstellenden) Kriterien 
schrittweise zu einer konkreten Ziel-Mittel- 
Alternative zu gelangen, muß hier verwiesen 
werden. Wenn Leenen selbst übrigens aus-
führt, das bevölkerungspolitisch Wünschens-
werte sei nicht unabhängig vom instrumentell 
Machbaren bestimmbar et vice versa, so heißt 
das aber doch, daß auch das instrumentell 
Machbare nicht unabhängig von dem bevöl-
kerungspolitisch Wünschenswerten bestimm-
bar ist. Auf den Prozeß der Zielfindung und 
-bestimmung kann daher auch in dieser Sicht 
letztlich nicht verzichtet werden.

2. Wirklich eine „Rationalitätslücke"?

Ein Denkmuster kann darin bestehen, daß das 
generative Verhalten der einzelnen Paare 
nicht zu einer gesamtgesellschaftlich er-
wünschten Reproduktionsrate führt und damit 
die — wie auch immer im einzelnen definierte 
— gesellschaftliche Wohlfahrt tangiert wird. 
Leenen greift eine solche Sichtweise durchaus 
auf und sieht mehrere plausible Argumente 
für die Möglichkeit einer solchen Diskrepanz. 
Diese „Rationalitätslücke" könnte seiner Mei-
nung nach sogar dauerhafter Natur sein.

Der Nachweis einer auch faktisch vorliegen-
den Diskrepanz hängt nun in der Tat maßgeb-
lich gerade auch von sorgfältigen und umfas-
senden Wirkungsanalysen ab /wozu es frei-
lich wohl doch einiges mehr gibt, als der Le-
ser des Beitrags von Leenen annehmen könn-
te) 5). An dieser Stelle mag zu dieser komple-
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implications on a stationary or declining popula- 
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BMJFG, Bd. 6, Stuttgart 1973, bes. S. 52 ff., sodann:



xen Fragestellung (zu der sicherlich auch die 
Notwendigkeit einer Einigung über die Ge-
samtbewertung der Auswirkungen gehört) der 
Hinweis genügen, daß ein Fruchtbarkeitsni-
veau, das — wie gegenwärtig in der deutschen 
Bevölkerung — mehr als 35 Prozent unterhalb 
des Niveaus liegt, das langfristig für eine sta-
tionäre Bevölkerung (also unter Verzicht auf 
jeglichen Wachstumseffekt) erforderlich wäre, 
von seinen wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen (Zuwanderungsproblematik!) Auswir-
kungen her wenig vertretbar erscheint. Man 
könnte — gerade im Blick auf eine sogar not-
wendige großräumigere europäische Betrach-
tung — einen leichten Schrumpfungsprozeß 
speziell der deutschen Bevölkerung für disku-
tabel halten, nicht zuletzt angesichts gewisser 
Wachstumseffekte in anderen Regionen (oder 
be
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leichter Wachstumsraten wie in Frankreich) ). 
Es kann sich dabei aber immer nur um einen 
sehr behutsamen .Gleitflug’ über viele Jahr-
zehnte handeln, nicht aber um einen .Sturz-
flug' von dem Ausmaß, wie ihn die vorliegen-
den (von ganz bestimmten aus der Gegenwart 
abgeleiteten Prämissen ausgehenden) Bevöl-
kerungsvorausrechnungsmodelle für die Zeit 
nach der Jahrhundertwende bei Fortdauer 
dieser Prämissen ausweisen (siehe auch den 
Hinweis von Leenen an anderer Stelle auf 
den „Selbstverstärkungseffekt in der demo-
graphischen Entwicklung"). Aber auch für 
eine größere Region in Mittel- und Westeuro-
pa könnte, wenn man gewisse Abstriche von 
einem stabilen Nullwachstum meint hinneh-
men zu sollen, eine Entwicklung, wie sie auf-
grund des gegenwärtigen deutschen Frucht-
barkeitsniveaus vorprogrammiert ist, nicht 
als erstrebenswert angesehen werden. Ent-

Geburtenrückgang — Konsequenzen für den länd-
lichen Raum, mit Beiträgen von T. Tröscher u. a., 
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6) Die französische Regierung kam bei einer Zu-
sammenkunft des zentralen Planungsrates im März 
1975 zu folgender Schlußfolgerung: „Das wün-
schenswerte mittelfristige Ziel, das in einem be-
scheidenen Anstieg der französischen Bevölkerung 
resultieren würde, ist eine stabile Fruchtbarkeits-
rate nahe oder vorzugsweise etwa über der Rate, 
die notwendig ist, um die Ersetzung der Kohorten 
(= replacement level i. S. der Bestandserhaltung 
der Bevölkerung, eig. Anm.) sicherzustellen'' (sie-
he M. Wingen, Bevölkerungspolitische Leitvorstel-
lungen ..., a. a. O., S. 444). 

scheidend ist auch dann der Grad eines 
Schrumpfungsprozesses (wie auch die mög-
lichste Stetigkeit der Entwicklung). Soviel wis-
sen wir eben doch bei allen Wissenslücken 
über die wohlfahrtsrelevanten alternativen de-
mographischen Entwicklungen. Von daher müs-
sen sich ja gerade auch so erhebliche Vorbe-
halte gegenüber einer Position ergeben, wie 
sie H. von Loesch in seinem Buch „
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für Milliarden" ) unter dem Motto „es 
schrumpft sich leicht" einnimmt und dazu ohne 
nähere Quantifizierung feststellt, Bevölke-
rungsschrumpfung sei „weder schmerzlich zu 
erreichen noch wirke sie — einmal erreicht — 
wirtschaftlich oder in sonstiger Weise nachtei-
lig", sodann auf diesem Hintergrund ein „Ein-
kindsystem als neue Norm, als neues Ideal 
moderner Menschen" vorstellt. Daß dies nicht 
ernsthaft eine Orientierungshilfe für praktische 
Politik sein kann, hat der Verf. schon früher 
unmißverständlich festgehalten 8).

7) Hrsg, und eingeleitet von H. von Nussbaum, 
Stuttgart 1974, S. 258 ff.
8) Grundfragen der Bevölkerungspolitik, a. a. O., 
S. 87.
9) Vgl. M. Wingen, Bevölkerungspolitische Leit-
vorstellungen, a. a. O., S. 448 ff.

Die Annäherung an ein stabiles Nullwachs-
tum wird sicherlich noch der weiteren theore-
tischen Absicherung bedürfen. Auf der Suche 
nach einer vertretbaren Zielsetzung mehren 
sich freilich in der bevölkerungswissenschaft-
lichen Diskussion in jüngerer Zeit die Stim-
men, die in dieser Richtung gerade unter den 
Wirkungsaspekten eine bessere Alternative 
gegenüber dem erblicken, was sich in der 
Bundesrepublik abzeichnet. Dieser Diskussi-
onsstand wurde gleichfalls an anderer Stelle 
eingehend aufgearbeitet9). Die praktische Po-
litik folgt hier bisher noch etwas zögernd — 
und mit Recht eine unkritische „Wissenschafts-
gläubigkeit" ablehnend; dafür sind zu vie-
le Wertentscheidungen im Spiel. Immerhin 
kann festgehalten werden, daß die demogra-
phische Gesamtbelastungsquote in unserer Ge-
sellschaft (d. h. die Belastung der aktiv-er-
werbsfähigen Generation durch die beiden in-
aktiven jungen und alten Generationen) bei 
einer Bevölkerungsentwicklung nahe dem Null-
wachstum bzw. nur sehr leicht darunter zu ih-
rer Minimierung tendiert (was auch die Frage 
der sozialen Gerechtigkeit im Generationen-
ablauf bzw. der gerechten intergenerativen 
Verteilung berührt, die Leenen recht deutlich 
anspricht). Im vorparlamentarischen Raum 
hat sich übrigens jüngst die Kammer der EKD 
für soziale Ordnung in ihrer Stellungnahme 
„Bevölkerungspolitik und Rentenlast" zu der 
ebenso behutsamen wie in der Zielrichtung 



doch eindeutigen Aussage bekannt: „In der 
gegenwärtigen Situat
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ion hat es den Anschein, 
als ob die sozialen Probleme am leichtesten bei 
einem Nullwachstum lösbar wären." ).

Um die weitere Absicherung einer Zielvor-
stellung über die im Blick auf die individuelle 
und gesellschaftliche Wohlfahrt als er-
wünscht anzusehende Bevölkerungsentwick-
lung sollten alle Verantwortlichen bemüht 
bleiben. Die Antwort kann sicherlich auch 
nicht ohne Rücksicht auf die Grundwertvor-
stellungen in unserer Gesellschaft gegeben 
werden. Schon in den „Grundfragen der Be-
völkerungspolitik" ist dazu festgehalten: 
„Eine bevölkerungspolitische Zielbestimmung 
läßt sich nicht .wissenschaftlich' als richtig 
beweisen; sie hängt notwendig von Wertmaß-
stäben ab, ist indessen vom Menschen- und 
Gesellschaftsverständnis her begründbar. Das 
macht sorgfältige Analysen der Tatbestände 
und Zusammenhänge, der Ursachen und Aus-
wirkungen der einzelnen Bestimmungsfakto-
ren der Bevölkerungsentwicklung nicht über-
flüssig, sondern setzt sie für ein möglichst 
ideologiefreies Konzept geradezu vor-
aus. 11" )

3. Was meint stabiles Nullwachstum?

Ein weiterer Punkt bedarf in diesem Zusam-
menhang noch der Klarstellung, der auch 
sonst in der öffentlichen Diskussion verschie-
dentlich eine Rolle spielt: Es ist dies die et-
was verkürzte Sichtweite, eine Annäherung 
an ein stabiles Nullwachstum sei mit einer 
Erhaltung des gegenwärtigen zahlenmäßigen 
Bevölkerungsstandes identisch. Je nach den 
demographischen Ausgangsbedingungen einer 
Gesellschaft gibt es indessen deutliche Ab-
weichungen. Für die Bundesrepublik z. B. 
bedeutet eine Orientierung an der genannten 
Zielvorstellung, daß die Bevölkerungsent-
wicklung auf eine gegenüber heute tenden-
ziell niedrigere Bevölkerungszahl hinauslau-
fen würde. Wie die Vorausrechnungsmodelle 
für die deutsche Bevölkerung zeigen, würde 
auch bei Erreichen der für ein stabiles Null-
wachstum charakteristischen Nettoreproduk-
tionsrate (NRR) von 1,0 bis zum Jahre 1985 
und deren Beibehaltung in den folgenden 
Jahrzehnten die deutsche Bevölkerung im 
Jahre 2030 bei rund 55 Millionen liegen. Da-
bei muß ausdrücklich darauf hingewiesen 
werden, daß das bei dieser Modellrechnung 
angenommene Fruchtbarkeitsniveau ab 1985

10) Aktueller Kommentar Nr. 3 der Kammer der 
EKD für soziale Ordnung, hrsg. vom Rat der EKD 
durch die Kirchenkanzlei, veröff. am 14. 3. 1978.
11) A. a. O., S. 120.

gegenüber dem gegenwärtigen eine Anhe-
bung der durchschnittlichen Kinderzahlen in 
den jungen Ehen um rund 50 Prozent (!) be-
dingen würde. Je später also das für eine 
„stationäre Bevölkerung" charakteristische 
Fruchtbarkeitsniveau von NRR = 1,0 erst 
nach dem Jahr 1985 erreicht würde, um so 
niedriger läge die absolute Bevölkerungszahl 
in den Jahrzehnten des nächsten Jahrhun-
derts nach Erreichen eines stabilen (Quasi-) 
Nullwachstums.

Eine Orientierung am Nullwachstum-Konzept 
darf demgemäß nicht dahin mißverstanden 
werden, als ob die hier und heute erreichte 
absolute Bevölkerungszahl „eingefroren" wer-
den könnte. Im übrigen ergibt sich aus dem 
Modellcharakter einer stationären Bevölke-
rung, daß es sich wohl immer nur um eine 
möglichst weitgehende Annäherung an die 
Bedingungen eines stabilen Nullwachstums 
handeln könnte, das als solches sicherlich nie 
mathematisch exakt zu erreichen wäre. Wich-
tig ist also zu sehen, daß ein Quasi-Null-
wachstum nicht „aus dem Stand" herbeige-
führt werden kann. Um so wichtiger erscheint 
es dann aber, genauere Vorstellungen dar-
über zu entwickeln, auf welchem absoluten 
Niveau der Bevölkerungszahl in etwa ein sta-
biles Nullwachstum angestrebt werden könn-
te.

Hier wird nun gelegentlich der Gedanke ins 
Spiel gebracht, eine Bevölkerung, die als zu 
hoch angesehen werde, zunächst noch 
schrumpfen zu lassen, um nach Erreichen der 
gewünschten geringeren Bevölkerungszahl 
Maßnahmen zu einer Bestandserhaltung zu 
ergreifen. Auch in dem Beitrag von Leenen 
klingen solche Vorstellungen an. Hier ist je-
doch Behutsamkeit in der Empfehlung an den 
Politiker geboten, gilt es doch, recht kompli-
zierte demographische Zusammenhänge zu 
bedenken. Sie lassen sich vielleicht am Bei-
spiel der Bundesrepublik besonders gut ver-
deutlichen: Angenommen, ein niedrigeres Ni-
veau der Bevölkerungszahl werde für zweck-
mäßig gehalten (aus hier nicht im einzelnen 
darzulegenden Gründen). Bei Beibehalten des 
in der Bundesrepublik inzwischen gegebenen 
sehr niedrigen Fruchtbarkeitsniveaus könnte 
der Bevölkerungsrückgang der nächsten Jah-
re nun jedoch nicht einfach bei Erreichen der 
entsprechenden geringeren Bevölkerungszahl 
angehalten werden, also beispielsweise bei 
einem Niveau von 40 Millionen, wie es etwa 
für das Jahr 2030 für die deutsche Bevölke-
rung bei Fortdauer des gegenwärtigen Frucht-
barkeitsniveaus ausgewiesen wird. Ebensowe-
nig könnte dann gleichsam auf Bestandserhal-
tung „umgeschaltet" werden. Denn selbst 



wenn es möglich, wäre, zum Zeitpunkt, in dem 
die geringere Bevölkerungszahl erreicht wird, 
kurzfristig das Fruchtbarkeitsniveau in etwa 
auf das Niveau anzuheben, wie es für eine 
stationäre Bevölkerung erforderlich ist (eine 
im Grunde recht unrealistische Annahme), so 
würde selbst dann die Bevölkerungszahl aus 
Gründen des inzwischen nachhaltig veränder-
ten Altersaufbaus noch über mehrere Jahr-
zehnte hinweg weiter sinken und damit das 
angestrebte Niveau weit verfehlen. Dies be-
deutet aber mit anderen Worten: Falls ein an-
genähertes stabiles Nullwachstum auf einem 
bestimmten, gegenüber heute niedrigeren ab-
soluten Niveau als Ziel gilt, wäre dennoch 
schon jetzt auf ein allmähliches Heben des 
Fruchtbarkeitsniveaus hinzuwirken sowie der 
Zeitpunkt anzuvisieren, zu dem in etwa das 
erforderliche Geburtenniveau erreicht sein 
müßte, damit wiederum einige Jahrzehnte 
später nach zwischenzeitlichem weiteren 
Rückgang der Bevölkerung diese das als in 
etwa erwünscht angesehene absolute Niveau 
wirklich mehr oder minder dauerhaft er-
rei 12cht ).

4. Eigenständige Bevölkerungspolitik neben 
der Familienpolitik notwendig?

Von Alexander Rüstow stammt wohl — im 
Zusammenhang mit definitorischen Problemen 
— der Hinweis, man möge jeden morphologi-
schen Esel auf seine Weise grasen lassen, 
entscheidend sei letztlich, wie ergiebig der je-
weilige definitorische Ansatz und das ge-
wählte Verfahren für die weitere Abklärung 
der Probleme sei. Nun läßt sich freilich nicht 
verkennen, daß ein Bemühen um möglichst 
klare begriffliche Ansätze manche unnötigen 
Mißverständnisse vermeiden helfen kann. 
Dies gilt sicherlich auch bei einem so emotio-
nal aufgeladenen Thema wie der Bevölke-
rungspolitik. Wenn sich Leenen mit der Not-
wendigkeit einer „aktiven Bevölkerungspoli- 
tik" auseinandersetzt, so macht er prinzipiell 
zu Recht auf bestimmte dazu erforderliche 
Voraussetzungen aufmerksam. Übereinstim-
mung besteht hier in der Betonung des instru-
mentellen Charakters einer Bevölkerungspoli-
tik, die — im Dienste der Verwirklichung hu-
maner Wert- und Zielsetzungen — keinen 
Selbstzweck darstellt,3). Übereinstimmung 
sollte auch darüber bestehen, daß eine reine

12) Siehe dazu auch vom Verf., Bevölkerungspoli-
tik als geselischaftspolitische Aufgabe?, a. a. O„ 
S. 95.
13) Vgl. z. B. Grundfragen der Bevölkerungspoli-
tik, a. a. O., S. 127, sowie: Bevölkerungspolitik als 
gesellschaftspolitische Aufgabe?, a. a. O., S. 96.

„Anpassungsstrategie" seitens des Staates und 
anderer Verantwortungsträger an sich jeweils 
verändernde demographische Gegebenheiten 
allein unbefriedigend erscheint.

Eine — sogar besonders vorzugswürdige, weil 
recht freiheitliche — bevölkerungspolitische 
Alternative besteht indessen nach Auffassung 
des Verf. darin, eine möglichst konkretisierte 
Zielsetzung (im Sinne der Orientierung in 
Richtung eines angenäherten stabilen Null-
wachstums auf der Ebene der EG mit u. U. 
leichten Abweichungen in den Mitgliedstaa-
ten) neben spezifisch ordnungspolitischen An-
sätzen zunächst einmal durch die bevölke-
rungsmäßigen Nebenwirkungen anderer Teil-
politiken der Gesellschaftspolitik anzustreben 
— nicht zuletzt auch einer betont kindbezoge-
nen Familienpolitik, ohne deshalb, wie etwa 
H. von Loesch unterstellt, in der Familienpoli-
tik das „demographische Heil" zu erblicken. 
Der Rückgriff auf solche demographischen 
Sekundärwirkungen bestimmter gesellschafts-
politischer Maßnahmen kann als ein „indirek-
ter" Mitteleinsatz in dem Sinne angesehen 
werden, daß es sich um Maßnahmen handelt, 
die als solche z. B. aus einer sozial-, wohnungs-, 
arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung heraus ge-
troffen werden, deren mögliche und sorgfältig 
zu untersuchende bevölkerungsmäßige Neben-
wirkungen im Blick auf entsprechende bevöl-
kerungspolitische Zielsetzungen indessen be-
wußt mitkonzipiert und einkalkuliert werden. 
In diesen Kontext gehört dann auch der Rück-
griff auf demographische Sekundärwirkungen 
einer voll entfalteten Familienpolitik. Auch 
eine betont kindbezogene Familienpolitik ist 
zunächst einmal um ihres Eigenzieles willen zu 
betreiben (und weiter zu entwickeln!). Dieses 
Ziel lautet: Sicherung der optimalen Funkti-
onstüchtigkeit der personprägend und gesell-
schaftsbildend zugleich wirkenden Familien. 
Damit ist eine Familienpolitik in sich wohl 
begründet. Das schließt aber nicht aus, ihre 
bevölkerungsmäßigen Sekundärwirkungen bei 
den Bemühungen um eine ausgeglichenere 
demographische Situation bewußt mit in 
Rechnung zu stellen. Darin etwa eine nicht 
gerechtfertigte Verpflichtung dieser Teilpoli-
tiken gegenüber einer bevölkerungspoliti-
schen Zielsetzung sehen zu wollen, hieße im 
Grunde, den entscheidenden gesellschaftspoli-
tischen Ansatz speziell einer Rahmensteu-
erung des Bevölkerungsprozesses zu verken-
nen.

So gesehen ergibt sich dann auch wohl kaum 
in dem ausgeprägten Maße (wie bei Leenen) 
der Vorbehalt, daß selbst bei absehbaren ernst 
zu nehmenden Folgeproblemen der demogra-
phischen Entwicklung über die Notwendigkeit 



einer „Bevölkerungspolitik" keineswegs vor-
entschieden sei. Zur Legitimationsproblematik 
hat Leenen ohnehin an anderer Stelle sehr 
deutlich festgehalten, daß der individuelle 
Handlungsspielraum sowohl durch den 
„Selbstlauf" des sozialen Prozesses als auch 
durch staatliche Aktivitäten ständig verän-
dert werde, und dabei zustimmend den Verf. 
zitiert: Wenn aber „im Ergebnis doch auf den 
Bevölkerungsprozeß eingewirkt wird, dann 
sollte dies auch bewußt, planvoll und zielge-
richtet in Kenntnis und Würdigung der Wir-
kungsrichtungen staatlicher Politik gesche-
hen" 14).  über die Notwendigkeit einer quan-
titativ-bevölkerungspolitischen Zielbestim-
mung (deren Festlegung auch schon ein Stück 
Entwicklung eines bevölkerungspolitischen 
Konzepts darstellt) besteht dabei auch für 
Leenen offensichtlich kein Zweifel, wie etwa 
die Feststellung zeigt, „eine explizite Formu-
lierung einer bevölkerungspolitischen Zielset-
zung — dies könnte natürlich auch Nicht- 
handeln implizieren — ist deshalb überläl-
lig“ 15 ).

Zur Begründung führt er u. a. die Überlegun-
gen des Verf. an, in denen gezeigt wurde, wie 
Entscheidungen in anderen politischen Berei-
chen (in diesem Falle der Raumordnung) im-
plizit häufig den Charakter von Vorentschei-
dungen für bevölkerungspolitische Zielvor-
stellungen besitzen, ohne daß dies allen Ak-
teuren immer hinreichend bewußt sein muß. 
Dies führt dann zu der leicht paradoxen Si-
tuation, daß bezüglich der förmlichen Zielbe-
stimmung der angestrebten Bevölkerungsent-
wicklung der Diskussionsstand nähere Präzi-
sierungen weitgehend vermissen läßt, wäh-
rend durch allgemein bejahte ausdrückliche 
Zielsetzungen in anderen Handlungsfeldern 
aufgrund von inneren Zusammenhängen im 
Grunde über bevölkerungspolitische Zielfunk-
tionen längst mitentschieden ist.

Wenn für H. von Loesch der herkömmliche 
familienpolitische Ansatz ausdrücklich von 
vornherein völlig ausscheidet, weil hier in re- 
staurativer Weise eine traditionelle Familien-
idee unterstützt werde, während doch seiner 
Meinung nach

— lange Jahre der Kinder/Elternerfahrung 
zunehmend als Sinnentleerung des auf Wan-
del und vielseitige Erfahrung orientierten Da-
seins empfunden würden,

— es ferner die traditionelle Familienidee an 
sich sei, die den demographischen und ander-
weitigen Bedingungen unseres Lebens nicht 
mehr entspreche und mit steigender Wahr-
scheinlichkeit „Zerrüttung" hervorrufe („samt 
einer Reihe anderer gesellschaftlicher Miß-
stände“) und

— es für ein Land wie die Bundesrepublik 
Deutschland als sehr viel billiger und erfolg-
versprechender anzusehen sei, den traditio-
nellen familienpolitischen Ansatz fallen zu 
lassen und statt dessen „jene brachgelegte 
Fortpflanzungsreserve zu erschließen, die aus 
den nicht verheirateten, nicht mehr verheira-
teten und .unglücklich' verheirateten Erwach-
senen im Reproduktionsalter besteht",

so verschiebt sich damit allerdings die Dis-
kussion z. B. so weit weg von dem auch in 
der familiensoziologischen Forschung nach-
haltig betonten, das (durchaus entwicklungs-
fähige) Kernfamiliensystem institutionell be-
gründenden „Legitimationsprinzip", daß im 
Blick auf unsere eigene Sozialordnung jeden-
falls ein besonderes Eingehen darauf sich er-
übrigt. Hierzu kann das Urteil getrost dem 
Leser allein überlassen werden.

In diesem Zusammenhang muß es freilich 
auch etwas überraschen, wenn W. R. Leenen 
bei seiner sonst so sachkundigen Argumenta-
tionsweise in familienpolitischer Blickrich-
tung lediglich zu dem Konditionale hinfin-
det: „Wenn es Belege dafür geben sollte, daß 
auch in der Bundesrepublik ... das Aufziehen 
von Kindern mit erheblichen Lebensstandard-
nachteilen, Einschränkungen in der Freizeit 
... geradezu bestraft wird", so müsse unbe-
dingt Abhilfe im Sinne einer „gerechteren" 
Lastenverteilung geschaffen werden. Dieser 
seit vielen Jahren wichtige, wenngleich kei-
neswegs einzige Ansatz für eine familienpoli-
tische Strategie stützt sich auf vielfältige Un-
tersuchungen, auf die besonders hinzuweisen 
beinahe trivial wirken könnte. Dem damit an-
gesprochenen Sachverhalt wird insbesondere 
von Loesch mit seinen Anmerkungen „zur 
Subventionsidee" kaum gerecht. Es geht hier 
um ein zentrales Verteilungsproblem in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung mit einer pri-
mär (markt-)leistungsbestimmten Einkom-
mensverteilung, dessen Lösung aus systemim-
manenten Gründen maßgeblich auf der Ebene 
der sogenannten zweiten Einkommensvertei-
lung anzustreben ist und eine dauernde Auf-
gabe des sozialen Rechtsstaates dar-
stellt 16).

14) W. R. Leenen, Bevölkerungsentwicklung und 
Bevölkerungspolitik in beiden deutschen Staaten, 
a. a. O„ S. 617.
15) Ebda., S. 623 (Hervorhebung v. Verf.).

16) über rein einkommenspolitische Zusammen-
hänge hinaus siehe aus jüngster Zeit die Darstel-
lung des Verf. im Kontext der Diskussion um eine



In diesem Zusammenhang sei auch auf einen 
noch etwas übergreifenderen Legitimations-
aspekt bevölkerungspolitischen Handelns hin-
gewiesen, den die zuständige französische Mi-
nisterin Simone Veil im vergangenen Jahr auf 
der Generalkonferenz der Internationalen 
Union für Bevölkerungsfragen aufgezeigt hat: 
Ausgehend von dem grundlegenden Auftrag 
des Staates, die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung des Landes zu verantworten und 
dem Bürger ein Höchstmaß an Wohlbefinden 
zu sichern — wir könnten es auch mit dem 
schillernden, aber sehr gebräuchlichen Begriff 
der „Lebensqualität" umschreiben —, macht 
sie darauf aufmerksam, daß diese Aufgabe 
auch in die Zukunft hinein reicht. Der Staat 
ist, so lautet ihre These, Verantwortungsträger 
und Garant der nationalen Gemeinschaft in 
allen ihren Dimensionen und damit auch der 
historischen; der Staat vermag dabei auch bes-
ser als die Individuen, die Solidarität der Ge-
nerationen durch die Zeiten hindurch zu ge-
währleisten. Gerade die für Bevölkerungsvor-
gänge charakteristischen Langzeitwirkungen 
ließen es höchst problematisch erscheinen, 
wollte man hier auf die ordnende Hand des 
Staates verzichten und die Entwicklung allein 
Entscheidungen überlassen, die aus kurzfristi-
gen Individualperspektiven erwachsen.

5. Grundrichtungen des Handelns benennen

Zu dem gewiß recht schwierigen Problem-
kreis des zieladäquaten politischen Handelns 
sei vorweg wegen des Hinweises bei H. von 
Loesch auf das „schier unerschöpfliche Ein-
wanderungspotential" festgehalten, daß unbe-
grenzte Zuwanderung keine Lösung des Pro-
blems darstellen kann. Inzwischen sind die 
sozialen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
und Folgewirkungen mehr und mehr erkannt 
worden, die größere Wanderungsbewegungen 
sowohl für die Aufnahmeländer als auch für 
die Entsendeländer mit sich bringen, nicht zu-
letzt für die bereits unter uns lebende „zweite 
Generation" dieser Familien. Grenzüber-
schreitende Wanderung, insbesondere aus 
fremden Kulturräumen, kann daher nicht als 
taugliches Instrument zum Ausgleich aller 
Schrumpfungsprozesse angesehen werden. 
Ähnlich heißt es in der bereits erwähnten 
Stellungnahme der Kammer der EKD für so-
ziale Ordnung: „Heute schon ist die Integrati-

onskraft durch 4 Millionen Ausländer über-
fordert. Ein Ausländerproletariat mit a

17

llen sich 
daraus ergebenden sozialen und politischen 
Konflikten droht zu entstehen." )

Was nun eine Beeinflussung des generativen 
Verhaltens angeht, so wird in der einschlägi-
gen sozialwissenschaftlichen Forschung wie-
derholt auf die offensichtlich nur sehr be-
grenzten Wirkungen bestimmter politischer 
Ansätze zur Beeinflussung des generativen 
Verhaltens (vor allem wenn es sich um iso-
liert eingesetzte Einzelmaßnahmen handelt) 
und auf das noch unzulängliche dazu vorlie-
gende Wissen hingewiesen. Auch Leenen und 
von Loesch machen darauf mit Recht auf-
merksam. Auf diesem Hintergrund hat der 
Verf. vor der Illusion einer „Feinsteuerung" 
gewarnt und auf die Notwendigkeit hingewie-
sen, zielkonforme Bündel integrativ geplanter 
Maßnahmen zu entwickeln, was nach den 
vorliegenden Einsichten am ehesten sinnvoll 
erscheint18). Es kommt gerade darauf an, an 
dem gesamten Syndrom von Bedingungsfakto-
ren des veränderten generativen Verhaltens 
anzusetzen, was über rein wirtschaftliche 
Maßnahmen weit hinaus und bis an die ver-
änderten Werthaltungen und an Fragen des 
Selbstverständnisses des einzelnen heran-
reicht. (In letzter Konsequenz wäre hier auch 
problematischen Grundeinstellungen kritisch 
zu begegnen (Erziehungswesen!) die unter dem 
Stichwort „Emanzipation" in einem ausgespro-
chen permissiven Verständnis auf eine total 
individualistische, Bindungen ignorierende 
Sicht des Menschen hinauslaufen statt auf eine 
empanzipatorische Grundeinstellung des ein-
zelnen, der sich als Person von ungerechtfer-
tigten Zwängen befreit, gleichwohl bewußt und 
freiwillig notwendige soziale Bindungen und 
Verpflichtungen eingeht. Hier zeigt sich dann 
z. B. alsbald, daß sich von den Bedürfnissen 
und Ansprüchen des (Klein-)Kindes her Gren-
zen der Emanzipation ergeben können.)

17) Bevölkerungspolitik und Rentenlast, a. a. O., 
S. 3 f.
18) Ansätze dazu s. z. B.: Bevölkerungspolitische 
Leitvorstellungen..., bes. Abschnitt: 3: Umrisse 
einer bevölkerungspolitischen Handlungsalternati-
ve, a. a. O., S. 465 ff.

Gerade wenn aber die Notwendigkeiten des 
Handelns stets sehr viel größer sind als die 
Möglichkeiten des Erkennens (oder wie Lee-
nen sagt: der praktische Steuerungsbedarf das 
verfügbare theoretische Wissen meist über-
steigt), so gilt es, die Tragweite zu sehen, die 
für eine verantwortliche Politikberatung nach 
beiden Richtungen hin liegt: In den theoreti-
schen Schwächen sind politische Risiken an-

„Neue Soziale Frage": Bevölkerungs- und fami-
lienpolitische Aspekte der sozialen Frage in ent-
wickelten Industriegesellschaften, in: H. P. Wid- 
maier (Hrsg.), Zur Neuen Sozialen Frage, Schriften 
des Vereins für Socialpolitik NF, Bd. 95, Berlin 
1978, S. 149—183, bes. S. 167 ff.



gelegt, und es wäre unredlich, darüber hin-
wegzutäuschen (wie dies bei manchen mono-
strategischen Patentrezepten im Ergebnis der 
Fall sein kann, die schon aufgrund eines so 
isolierten Ansatzes den Keim der Unzuläng-
lichkeit in sich tragen dürften). Auf der ande-
ren Seite lassen sich nun aber doch einige 
Grundrichtungen des Handelns bezeichnen, 
die als geeignet gelten können, zu dem Ziel 
einer ausgeglicheneren demographischen 
Struktur beizutragen. Trotz unseres noch kei-
neswegs befriedigenden Wissensstandes um 
die tieferreichenden Ursachen der jüngsten 
demographischen Umbrüche lassen sich doch 
Ansatzpunkte (im sozialökonomischen wie im 
sozio-kulturellen Feld) bezeichnen, von denen 
aus veränderte Randdaten generativen Ver-
haltens zu setzen sind.

Dazu gehört einmal ein ordnungspolitischer 
Rahmen; insoweit besteht die Aufgabe darin, 
eine solche institutioneile Rahmenordnung 
und solche organisatorische Bedingungen in 
Gesellschaft und Wirtschaft zu schaffen, daß 
die individuellen Interessen und Sinnbedürf- 
wisse der einzelnen Ehepaare bei ihrem gene-
rativen Verhalten in ein auch von der demo-
graphischen Entwicklung her inhaltlich auf-
gefülltes Allgemeinwohl eingebunden sind. Es 
kommt somit gerade auch darauf an, solche 
gesellschaftliche Verhältnisse zu schaffen, un-
ter denen das Kinderhaben anderen lebens-
sinnstiftenden Entwürfen möglichst wenig 
entgegensteht. Dies gilt besonders im Blick 
auf junge Eltern und ihre Rollenproblematik. 
Es wird sicherlich nicht möglich sein, die de-
mographischen Probleme in den europäischen 
Industriegesellschaften gegen die auch außer- 
familiale persönliche Entfaltung der verheira-
teten Frau und Mutter zu lösen; vielmehr 
müssen vermehrt Formen entwickelt werden, 
die es der verheirateten Frau sehr viel besser 
noch als bisher erlauben, berufliches und an-
deres außerfamiliales Engagement einerseits 
sowie Kinderhaben andererseits im Lebensab-
lauf miteinander zu verbinden.

Hier sind mehrere Modelle der Konfliktmilde-
rung für Ehepartner denkbar. Aufgabe der 
Politik wird es sein müssen, in phasenspezi-
fischen Ansätzen die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß hier (auch materiell abge-
sicherte) freie Wahlmöglichkeiten je nach den 
individuellen Wertentscheidungen der einzel-
nen Partner möglich und offengehalten sind19 ).

20) Hilde Wander hat diese theoretischen Ansätze 
zur Erklärung des Geburtenrückgangs in einem noch 
unveröffentlichten Vortrag auf der diesjährigen Ar-
beitstagung der Deutschen Gesellschaft für Bevölke- 
rungswissensdiaft im einzelnen vorgestellt, wonach 
in dieser Sicht davon ausgegangen wird, daß es 
bei der Entscheidung über das generative Verhal-
ten der einzelnen Paare wesentlich um bewußte, 
freilich auch unbewußte Wahlakte geht, die durch 
eine überlegte, aber auch intuitive Nutzenorientie-
rung charakterisiert sind (wenn auch dieser Ent-
scheidungsprozeß im allgemeinen dynamischer sein 
dürfte als es im Lichte dieser Theorie den Anschein 
hat).

19) Siehe dazu v. Verf.: Bevölkerungs- und fami- 
lienpolitische Aspekte der sozialen Frage in ent-
wickelten Industriegesellschaften, a. a. O., S. 173 ff. 

In diesem Zusammenhang sind dann freilich 
auch auf Seiten des Mannes Lösungen von 
überkommenen erstarrten Rollenklischees not-
wendig.

Auch aus dem Umfeld der — besonders in den 
Vereinigten Staaten (Chicago-Schule) entwik- 
kelten — „ökonomischen Theorie des genera-
tiven Verhaltens" lassen sich bei aller gebo-
tenen Behutsamkeit einige Gesichtspunkte ab-
leiten, die im vorliegenden Zusammenhang 
wichtig erscheinen20 ). Neben der positiven Be-
ziehung zwischen Einkommen (bzw. Einkom-
mensverbesserung) und gewünschter Kinder-
zahl (bei gegebenen Preisen und individuellen 
Präferenzen) bleibt danach der entgegenge-
setzte Effekt zu bedenken, der mit einem allge-
meinen höheren Bildungsgrad und verbreiter-
ter und qualifizierterer Berufsausbildung der 
Frauen verbunden ist (siehe dazu auch die 
Feststellung aus den deutschen Mikrozensus-
daten, wonach Einkommen dann tendenziell 
positiv mit der Kinderzahl korreliert, wenn 
der Mann alleiniger Einkommensbezieher ist; 
bezieht dagegen auch die Ehefrau eigenes Ein-
kommen, ergibt sich umgekehrt eine negative 
Korrelation mit der Kinderzahl). Dieser Effekt 
scheint auf längere Sicht durchschlagender zu 
sein; die Familienhaushalte werden tendenziell 
den potentiellen Einkommensverzicht der Mut-
ter, die mit Rücksicht auf Kinder von einer 
eigenen Erwerbstätigkeit absieht, relativ hoch 
veranschlagen, d. h. der Kosteneffekt (des ent-
gangenen Einkommens der Frau) wird den 
Effekt allgemeiner Realeinkommensverbesse-
rungen in der Gesellschaft mehr oder weniger 
durchgängig übersteigen.

Wenn von Vertretern der ökonomischen 
Fruchtbarkeitstheorie zu bedenken gegeben 
wird, mit dem Anstieg der wirtschaftlichen 
Produktivität (durch wachsende Bildungs- und 
Kapitalinvestitionen) werde der Zeitaufwand 
für die arbeitsintensive Kinderpflege, gemes-
sen am Einkommensverzicht der Mutter, all-
mählich so teuer, daß die Eltern in zunehmen-
dem Maße ganz auf Kinder zugunsten kapital- 



und bildungsintensiver Güter und Dienste ver-
zichten, so wird damit die Tragweite der Pro-
blematik nur unterstrichen. Hilde Wander hat 
darauf hingewiesen, daß „die Vorliebe für mo-
derne, kapitalintensive Güter wie audi für 
organisationsintensive Dienste der Bildung, 
Unterhaltung und des Tourismus keineswegs 
eine neue Erkenntnis ist. In der ökonomischen 
Fruchtbarkeitstheorie werde aber aufgezeigt, 
daß diese Vorliebe in einem entwicklungsbe-
dingten Konflikt mit der Fruchtbarkeit steht, 
der die Tendenz hat, sich weiter zu verfesti-

gen. Man kann nicht darauf vertrauen, daß sich 
dieser Konflikt von selber löst oder daß er mit 
regressiven Maßnahmen lohn- oder bildungs-
politischer Art zu Lasten der Frauen oder der 
unteren Sozialschichten zu bewältigen wäre." 

Ein Fruchtbarkeitsniveau, das langfristig eine 
so massive Bevölkerungsschrumpfung be-
gründet wie gegenwärtig in der Bundesrepu-
blik Deutschland, muß keineswegs der not-
wendige Preis sein für eine „zunehmende 
Freiheitlichkeit" in einer hochentwickelten 
Industriegesellschaft.



Wolf Rainer Leenen: Bevölkerungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland — 
eine neue gesellschaftspolitische Aufgabe?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/78, S. 3—19

Die schon von der Sache her äußerst emotional gefärbte Diskussion um eine Bevölke-
rungspolitik in der Bundesrepublik wird inzwischen mit wachsender Vehemenz und zu-
nehmenden polemischen Überzeichnungen geführt. Der Beitrag will durch eine eher 
nüchterne Bestandsaufnahme noch einmal die Vielschichtigkeit der hier anstehenden 
Probleme ins Bewußtsein rücken.
Bevölkerungspolitische Fragestellungen verlangen nicht nur einen das Fachwissen zahl-
reicher wissenschaftlicher Disziplinen integrierenden Ansatz; die Struktur der dabei auf-
tretenden politischen Entscheidungsprobleme ist zudem äußerst komplex. In der bisheri-
gen Diskussion wurde vor allem diese eher entscheidungstheoretische Diskussion des 
Problems stark vernachlässigt; aus grob vereinfachenden Analysen der demographischen 
Entwicklung und deren Folgen werden z. T. sehr weitreichende politische Schlußfolge-
rungen gezogen.
Unbestritten ist, daß bei einem Anhalten des derzeitigen generativen Verhaltens sich 
langfristig einige durchaus ernst zu nehmende Folgeprobleme einstellen würden. Ob 
darauf allerdings mit dem Versuch einer Steuerung der Bevölkerungsentwicklung reagiert 
werden sollte oder aber Maßnahmen finanztechnischer oder organisatorischer Art nicht 
problemadäquater sind, ist noch völlig ungeklärt, zumal der Geburtenrückgang kurz- 
und mittelfristig ja auch durchaus positive Wirkungen besitzt.
Was die Möglichkeiten einer solchen politischen Steuerung anbetrifft, so ist allzu großer 
Optimismus fehl am Platz. Ganz unabhängig von diesen bevölkerungspolitischen Fragen 
und ihrer Beantwortung muß der Sozialstaat natürlich Sorge tragen, daß den Eltern die 
Realisation der gewünschten Kinderzahl so leicht wie nur möglich gemacht wird und 
gleichwertige Lebensbedingungen für Eltern und Kinder gesichert sind.

Heinrich v. Loesch: Familienpolitik — Bevölkerungspolitik. Eine Stellungnahme 
zum Aufsatz von Max Wingen in B 52/77

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/78, S. 21—27

In einer Replik auf Max Wingens Beitrag .Rahmensteuerung der Bevölkerungsbewegung 
als gesellschaftspolitische Aufgabe' (Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/77, S. 3—19) 
wird der bevölkerungspolitische Sinn natalistischer (geburtenfördernder) Familienpolitik 
bezweifelt. Das hauptsächliche Hindernis des bevölkerungspolitischen Erfolgs einer her-
kömmlichen Familienpolitik — und damit zugleich ein Hauptgrund des anhaltenden 
.Geburtenschwunds' — wird in der Krise der gesellschaftlichen Institution .Familie' ge-
sehen. Ein Zahlenbeispiel illustriert die enorme Verlängerung der Zeitperspektive der 
Kleinfamilie, deren Zahl der Jahre des Zusammenlebens sich binnen weniger Generatio-
nen mehr als verdoppelt hat. Der daraus resultierende Streß familiären Zusammenlebens 
produziert mit steigender Regelmäßigkeit .Familienzerrüttung' und/oder Scheidung. Der 
Konflikt zwischen der gesellschaftlich tradierten Fikton der .heilen' lebenslangen Klein-
familie und der erwarteten (befürchteten) Wirklichkeit der .Zerrüttung' lähmt die Bereit-
schaft zu mehr als dem subjektiven Minimum an Kindern. Daran kann auch eine subven-
tionsbereite Familienpolitik herkömmlichen Musters wenig ändern.
Als Gegenvorschlag werden Umrisse einer nicht an der Familie orientierten Bevölke-
rungspolitik aufgezeigt, die sich die demographische Mobilisierung des .gesellschaftlich 
sterilisierten' Fortpflanzungspotentials zum Ziele setzt, nämlich jener unverheirateten, 
nicht mehr verheirateten oder .unglücklich' verheirateten Erwachsenen im fortpflanzungs-
fähigen (und -bereiten) Alter, die durch das Klischee der .heilen Kleinfamilie' und ökono-
mische Diskriminierung alleinstehender oder unverheirateter Eltern wirksam bei der Ver-
wirklichung etwaiger Wünsche nach Kindern behindert werden.
Letztlich wird aut das Problem der Zeitkosten bei der Aufzucht von Kindern eingegangen 
und dargelegt, daß die moderne Bevölkerungstheorie an der bevölkerungspolitischen 
Wirksamkeit eines .Hausfrauengehalts' und ähnlicher mutterschaftsbezogener Subventio-
nen für Nur-Hausfrauen insofern Zweifel aufkommen läßt, als mit steigendem Geldwert-
bewußtsein bezüglich Hausfrauenzeit die sehr zeitintensive Kindererziehung im indivi-
duellen Nutzenvergleich gegenüber anderen konkurrierenden Zielsetzungen noch weiter 
an Attraktivität verlieren kann. Als bevölkerungspolitisch sinnvoller wird hingegen ein 
Fächer von Maßnahmen erachtet, die geeignet wären, den Zeitbedarf von Kindern ent-
weder zu senken oder gleichmäßiger zwischen den Eltern und dem Gemeinwesen zu ver-
teilen.



Max Wingen: Bevölkerungspolitik als Gesellschaftspolitik. Eine Replik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/78, S. 29—37
i

Im Hinblick auf die Beiträge von W. R. Leenen und H. von Loesch, mit denen die an 
dieser Stelle eingeleitete Diskussion um Geburtenrückgang und Bevölkerungspolitik 
(B 52/77) weitergeführt wird, enthält der abschließende Beitrag des Verfassers noch einige 
zusammenfassende Thesen. Bei nicht wenigen Übereinstimmungen mit den anderen Bei-
trägen wird jedoch in mehreren Punkten — in kritischer Auseinandersetzung — die 
eigene Position des Verfassers deutlich und näher begründet.
Im einzelnen wird eingegangen auf 1. das Argument der „klassischen Rationalitätsfallen", 
2. die Frage der Diskrepanz zwischen der individuellen und gesellschaftlichen Rationali-
tät im Hinblick auf das generative Verhalten, 3. den Inhalt dessen, was „stabiles Null-
wachstum" wirklich meint, 4. die Zuordnung einer Bevölkerungspolitik und einer Fami-
lienpolitik sowie 5. das Problem der Möglichkeiten und Grenzen zieladäquaten politischen 
Handelns. Das gegenwärtige Fruchtbarkeitsniveau im eigenen Lande muß nicht der not-
wendige Preis sein für eine „zunehmende Freiheitlichkeit" in einer hochentwickelten 
Industriegesellschaft.
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